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Einleitung  
Am 25. Oktober 2015 wählte Polen einen neuen Sejm und einen neuen Senat mit dem Ergebnis der absoluten Mehrheit der Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) in beiden Kammern. Die  für die Änderung der Verfassung erforderliche Zweidrittel-Mehrheit besitzt die Partei jedoch nicht. PiS bemühte sich sogleich, durch entsprechende Gesetze die Kompetenzen des Verfassungstribunals zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu schwächen sowie dieses Gericht mit eigenen Anhängern zu besetzen. Weiter sind mit dem eindeutigen Ziel der Gleichschaltung mit den Interessen der neuen Parlamentsmehrheit und der neuen Regierung in kürzester Zeit Gesetze zur Personalpolitik im öffentlichen Rundfunk sowie in der staatlichen Verwaltung erlassen worden. Weitere Gesetze dieser Art, insbesondere zur Umgestaltung des Medienwesens und der Justiz, sind in Vorbereitung. 
Diese Gesetze, die jeweils in wenigen Tagen in den beiden Kammern durchgesetzt und vom Staatspräsidenten Duda unterschrieben worden sind, belegen in Verbindung mit den öffentlichen Erklärungen der PiS-Politiker eindeutig, dass diese Partei neben der dauerhaften Sicherung ihrer Macht die Bildung eines autoritären Staates auf populistischer, nationalistischer, katholisch-klerikaler  und antieuropäischer Grundlage anstrebt (Tarnbezeichnung: „gute Veränderung“ („dobra zmiana“). Die Kennzeichnung von PiS in den deutschen Medien als „national-konservativ“ ist daher irreführend, weil sie sich von den rechtsextremen Parteien in Westeuropa (etwa der FPÖ in Österreich oder dem Front National in Frankreich) allenfalls graduell und hinsichtlich einiger Besonderheiten des polnischen Nationalismus unterscheidet.

Die große Frage ist, ob der Versuch eines solchen Staatsstreiches gelingen kann oder  es bei einer anachronistischen, letztlich lächerlichen, von exzentrischen Politikern beherrschten Episode in der polnischen Geschichte verbleibt, freilich mit dauerhaftem Schaden für die Demokratie.
 Gegen einen Erfolg des geplanten PiS-Staatsstreichs könnten vier Gründe sprechen:

1. Die polnische Bevölkerung ist in ihrer Mehrheit traditionell antiautoritär eingestellt, so dass es weder den polnischen Kommunisten gelungen ist, die Gesellschaft in jeder Hinsicht gleichzuschalten (vielmehr Freiräume vor allem im kirchlichen Bereich und in der Landwirtschaft bestehen blieben), noch nach der Abschaffung der Volksrepublik eine Partei sich dauerhaft eine Massenbasis sichern konnte (z.B. hat die sozialdemokratisch-postkommunistische SLD
, die zweimal die Parlamentswahlen gewann und nicht weniger als vier Ministerpräsidenten stellte, heute keinen einzigen Abgeordneten mehr im Parlament). 

2. In Polen hat sich eine westlich-demokratische Zivilgesellschaft auf der Grundlage Niederringung der kommunistischen Herrschaft durch die Solidarność-Bewegung gebildet.
3. Polen hat eine starke kommunale Selbstverwaltung in den Gemeinden und Kreisen, die ein Gegengewicht gegen die zentralstaatliche Macht bildet. 
4. Polen ist Mitglied der EU und kann sich ökonomisch keine Experimente mit einer antieuropäischen Politik leisten, sodass die jetzigen Machthaber durchaus die Kritik und gegebenenfalls Sanktionen aus der EU fürchten müssen.

Mit den Informationsmöglichkeiten des Internets kann auch ein Außenstehender, der insoweit der polnischen Sprache mächtig ist, die hochinteressante, auch für Europa entscheidende Entwicklung in Polen verfolgen und in „Echtzeit“ wie ein Sportreporter den Stand des „Spiels“ und die Absichten der Protagonisten aus historischer, politikwissenschaftlicher und juristischer Sicht in Fortsetzungen allgemeinverständlich schildern. 

Dem Vorwurf, PiS wolle die Gewaltenteilung als Grundlage des demokratischen Rechtsstaats beseitigen, wird von manchen entgegen gehalten, es sei doch ganz normal, dass eine regierende Partei, erst recht wenn sie die absolute Mehrheit hat, versucht, die  Richterbank im Verfassungsgericht sowie die leitenden Stellen in der Verwaltung und im öffentlichen Rundfunk mit Parteifreunden zu besetzen.
 Das trifft ganz gewiss im Allgemeinen zu.
 PiS will jedoch darüber hinaus mit sogenannten Reformgesetzen ein für alle mal das Verfassungsgericht überhaupt seiner Kompetenz zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen berauben sowie sich den jederzeitigen alleinigen Zugriff der Regierung auf Verwaltung und öffentliche Medien sichern, indem alle bisherigen Verfahren zur Sicherung einer fachlichen Entscheidung über einen Stelleninhaber oder Bewerber abgeschafft werden. Gerade dieser Unterschied wird mangels Kenntnis der Vorgänge im Einzelnen nicht verstanden. 

„Verfassungsfragen sind Machtfragen“, lehrte schon Lassalle. Aber im Rechtsstaat gilt auch umgekehrt: Machtfragen sind Verfassungsfragen. Daher ist eine Beurteilung der zukünftigen Machtentwicklung in Polen nicht ohne Analyse auch des verfassungsrechtlichen Hintergrunds möglich.    
I. Der Versuch der Entmachtung des Verfassungstribunals
Zitat; „Dem Verfassungstribunal geht es in Polen gut” (Premierministerin Szydło vor dem EU-Parlament)  
Das polnische Verfassungstribunal (Trybunał Konstytucyjny) entscheidet wie das Bundesverfassungsgericht in Deutschland aufgrund von Verfassungsbeschwerden und Organklagen über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen; seine Entscheidungen haben Gesetzeskraft und sind im Gesetzblatt zu veröffentlichen.
 
Die neue absolute Mehrheit von PiS in beiden Parlamentskammern bemühte sich sogleich, die Kompetenzen des Verfassungstribunals zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu schwächen sowie dieses Gericht mit eigenen Anhängern zu besetzen. Der Streit findet wegen seiner Bedeutung für die Zukunft des Rechtsstaats in Polen auch in den deutschen Medien seinen Niederschlag.
 Jedoch sind seine Umstände im Einzelnen so kompliziert, dass es angezeigt ist, die juristischen und politischen Zusammenhänge allgemeinverständlich darzustellen. 
1. Ursprung des Streits
Der Streit um das Verfassungstribunal begann schon in der vorangegangenen, von der Koalitionsregierung der Bürgerplattform (PO - Plattforma Obywatelska) beherrschten Legislaturperiode des Sejm. Im Juni 2015 war ein neues „Gesetz über das Verfassungstribunal“
 erlassen und damit sogleich die Auseinandersetzung um die Besetzung der im Jahre 2015 freiwerden fünf Richterstellen des Tribunals eröffnet worden. Denn die damalige Regierung versuchte noch kurz vor dem Ende der Legislaturperiode, alle diese Stellen durch die entsprechenden Wahlen im Sejm zu besetzen, auch die beiden im Dezember, also offenkundig erst in der neuen Wahlperiode vakant werdenden. Dieses Vorgreifen in die Kompetenz des neuen Parlaments sollte durch die Übergangsvorschrift des Art. 137 im neuen Gesetz ermöglicht werden.  
„ Im Fall von Richtern des Tribunals, deren Wahlperiode im Jahr 2015 abläuft, beträgt die Frist für die Antragstellung... [d.h. für Kandidatenvorschläge durch die dazu Berechtigten, das Sejmpräsidium sowie Gruppen von mindestens 50 Abgeordneten] 30 Tage ab Inkrafttreten des Gesetzes“.
Dementsprechend wählte der Sejm mit der Mehrheit der Koalition in einer der letzten Sitzungen der Legislaturperiode am 8. Oktober 2015 fünf neue Verfassungsrichter, und zwar je besonders drei auf die am 6. November
 in der noch laufenden und zwei auf die ert am 2. bzw. 8. Dezember in der neuen Legislaturperiode freiwerdenden Stellen. 

Die dafür erforderliche Anzahl von PiS-Abgeordneten hatte bereits beim Verfassungstribunal die Feststellung der Verfassungswidrigkeit zahlreicher Bestimmungen des neuen Gesetzes beantragt, darunter des vorgenannten Art. 137.
2. Die erste Änderung des Gesetzes
Bereits am 19. November 2015 beschloss der neue Sejm in einem Schnellverfahren (das nur vom 17. bis 19. November dauerte) mit der PiS-Mehrheit eine (erste) Änderung des Gesetzes über das Verfassungstribunal
. Ihre Regelungen betreffen die Auswahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten des Gerichts durch den Staatspräsidenten aufgrund von Vorschlägen der Allgemeinen Richterversammlung, die Antragstellung im Sejm für die Benennung von Kandidaten für das Richteramt und die Vereidigung gewählter Richter. Die Bedeutung dieser Änderungen kann hier nicht im Einzelnen dargestellt werden.

Ferner wird anstelle des Vorgriffs der PO-Koalition auf die Besetzung der erst in der neuen Wahlperiode freiwerdenden beiden Stellen rückwirkend in die Kompetenz des alten Sejm eingegriffen, indem für alle fünf Stellen das Wahlverfahren neu eröffnet wird.
„Art. 137 a Im Fall von Richtern des Tribunals, deren Wahlperiode im Jahr 2015 abläuft, beträgt die Frist für die Antragstellung… sieben Tage ab dem Inkrafttreten dieser Vorschrift.“ 

Ferner richtet sich das Gesetz direkt gegen den Gerichtspräsidenten Rzepliński: In Art. 2 wird bestimmt, dass die Wahlperiode des gegenwärtigen Präsidenten und des Vizepräsidenten nach Ablauf von drei Monaten ab dem Inkrafttreten des Gesetzes endet.

Abgeordnete der Opposition, der Landesrat der Gerichtsbarkeit
, der Vertreter der Bürgerrechte
 und der Erste Präsident des Obersten Gerichts beantragten daraufhin beim Verfassungstribunal die Feststellung der Verfassungswidrigkeit dieses Gesetzes und bezogen sich dabei auch auf die Art  seiner Behandlung im Parlament. 
3. Neuwahl von fünf Richtern
Am 25. November stellte der Sejm mit der absoluten Mehrheit von PiS fest, dass die vorgenannten Wahlen von fünf Verfassungsrichtern durch den Vorgängersejm ungültig seien und forderte den Staatspräsidenten Duda auf, diese nicht zu vereidigen, so dass die gesetzlich vorgesehene Vereidigung unterblieb.
 

Am 2. Dezember 2015 wählte die PiS-Mehrheit im Sejm ihrerseits fünf  Verfassungsrichter auf die im Jahre 2015 freigewordenen bzw. freiwerdenden Richterstellen
.  
4. Verfassungstribunal erklärt die Wahl von zwei Richtern auf „Vorrat“ durch den alten Sejm für verfassungswidrig
Am 3. Dezember 2015 entschied das Verfassungstribunal die Verfassungsklage von PiS gegen das in der vorangegangenen Legislaturperiode erlassene neue Gesetz über das Verfassungstribunal vom 25. Juni 2015. Bei Bejahung der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes im Übrigen befand das Gericht, dass zwar die Wahl von drei Richtern auf Stellen, die während der vorangegangenen Legislaturperiode freigeworden waren, verfassungsmäßig sei, nicht jedoch die Wahl auf die beiden erst im Dezember freiwerdenden. Die Entscheidung erging entsprechend den Regelungen des Gesetzes für Entscheidungen über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen
in der Besetzung mit fünf Richtern, also nicht durch die für andere Entscheidungen vorgesehene Plenarbesetzung mit 15 Richtern.

In der Begründung
 führte das Verfassungstribunal u.a. aus, der neue Sejm sei nicht berechtigt gewesen, die vorangehenden Wahlen des alten Sejm für ungültig zu erklären. Daher sei die Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit des Art. 137 nicht durch die neuen Richterwahlen obsolet geworden. Auch die Nichtvereidigung der damals gewählten Richter durch den Staatspräsidenten sei bedeutungslos. Denn dieser habe einschränkungslos die Verpflichtung zur  sofortigen Vereidigung einmal vom Sejm gewählter Richter und dürfe nicht in die Kompetenz des Parlaments durch Nichtvereidigung eingreifen. 

Die Vorschrift des Art. 137 sei jedoch verfassungswidrig, soweit sie die Wahl auf Richterstellen ermöglichte, die erst in der neuen Legislaturperiode frei werden, weil die Kompetenz des Sejm zur Wahl von Verfassungsrichtern nur für die betreffende Legislaturperiode gelte
.

5. Präsident Duda vereidigte die fünf  vom neuen Sejm gewählten Richter frühmorgens am 9. Dezember rechtzeitig vor der um 10 Uhr beginnenden Verhandlung des Verfassungstribunals zu der nachfolgend beschriebenen Entscheidung
.
6. Das Verfassungstribunal erklärt das erste Änderungsgesetz für verfassungswidrig
Am 9. Dezember 2015 entschied das Verfassungstribunal über die Verfassungsklagen der PO- Fraktion, des Landesrats der Gerichtsbarkeit und des Ersten Präsidenten des Obersten Gerichts über die Verfassungsmäßigkeit der -oben unter 2. dargestellten-  ersten PiS-Novellierung des Gesetzes über das Verfassungstribunal vom 19. November 2015.

Nur wenige der angefochtenen Bestimmungen hielten der verfassungsrechtlichen Überprüfung stand. Als verfassungswidrig verworfen wurden insbesondere die oben näher erläuterten Regelungen des PiS-Gesetzes über den Rückgriff in die Kompetenz des alten Sejm zur Richterwahl (Wahl von drei neuen Richtern nach Art. 137a auf Stellen, die der alte Sejm bereits besetzt hatte) sowie über die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode des gegenwärtig amtierenden Gerichtspräsidenten sowie des Vizepräsidenten (Art. 2).  

In der Begründung
 führte das Gericht zu den Vorwürfen der Antragsteller zum Verfahren im Sejm aus: „Obwohl das Gesetzgebungsverfahren… sehr schnell durchgeführt worden ist, nimmt diese Schnelligkeit jedoch als solche noch nicht ... die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes vorweg, obwohl natürlich auf dieser Ebene die Wahrung der Parlamentskultur und der guten Parlamentssitten negativ beurteilt werden könnte.“

Zur Neueröffnung des Wahlverfahrens auch für die bereits vom Vorgängersejm gewählten Richter stellte das Gericht die Verfassungswidrigkeit des Art.137a fest, soweit dieser vorgeschlagene Kandidaten für Richterstellen betrifft, die noch in der bisherigen Wahlperiode des Sejm frei wurden. Zur Begründung verweist das Gericht im wesentlichen auf die Bindungswirkung seiner -oben dargestellten- Entscheidung vom 3. Dezember für alle Staatsorgane, wonach die Wahl von drei Richtern auf die in der vergangenen Wahlperiode  freigewordenen Stellen rechtmäßig bleibt; folglich sei die Erhöhung der gesetzlichen Richterzahl auf 18 durch die Wahl zusätzlicher drei Richter auf diese Stellen verfassungswidrig.
 

Die Beendigung der Amtszeit des gegenwärtigen Gerichtspräsidenten sowie des Vizepräsidenten
 nach Art. 2 des PiS-Gesetzes hielt das Gericht aus mehreren Gründen für verfassungswidrig
:

a) Die Einführung einer bisher gesetzlich nicht vorgesehenen zeitlichen Begrenzung der Wahrnehmung dieser Ämter könne nur für die Zukunft erfolgen;

b) in Bezug auf die beiden gegenwärtig als Präsident bzw. Vizepräsident tätigen Personen handele es sich um einen unzulässigen Eingriff in die nach Art. 180 Abs. 1 der Verfassung garantierte richterliche Unabhängigkeit und die Garantie des Rechtsschutzes durch ein unabhängiges Gericht nach Art. 40 der Verfassung;

c) dies verletze auch  den Grundsatz der richterlichen Unabhängigkeit nach Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie Art. 25 c in Verbindung mit Art. 2 und Art. 14 Abs. 1 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte.
7. Die Entmachtung des Verfassungstribunals durch das zweite Änderungsgesetz
In einem weiteren Schnellverfahren  (innerhalb einer Woche ohne jegliche Anhörung von Institutionen des Rechtswesens etc.) beschloss die PiS- Mehrheit am 22. Dezember 2015 ein weiteres Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Verfassungstribunal.
 Dieses enthält die eigentlichen Bestimmungen zur Entmachtung des Gerichts. 

Ich übergehe die zahlreichen Bestimmungen, die die Arbeit des Gerichts  erschweren sollen. Dazu zählen etwa die Neuregelungen über die dem Staatspräsidenten vorzuschlagenden Kandidaten für die Posten des Präsidenten und des Vizepräsidenten durch die Allgemeine Richterversammlung
, die Erhöhung der Zahl der für Plenarentscheidungen erforderlichen Mindeszahl von Richtern (bisher 12, jetzt 13
 der Zwang, alle Sachen nach der Reihenfolge der Eingänge zu entscheiden und die Auferlegung von Fristen, nach deren Ablauf erst entschieden werden darf. Wichtig ist dabei vor allem, dass über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzes statt bisher von fünf  Richtern zukünftig von der Vollbesetzung mit 15 Richtern zu entscheiden ist, wobei mindestens 13 Richter teilnehmen müssen.
  

Den alles entscheidenden Anschlag auf die bisherigen Grundlagen der Verfassungsgerichstbarkeit enthält Art. 99 Abs. 1:
„Entscheidungen des Tribunals in Vollbesetzung  werden mit einer Mehrheit von 2/3 der Stimmen getroffen.“
Folglich soll die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes ungeklärt bleiben, wenn diese Mehrheit nicht erreicht wird. Die hinter dieser Änderung stehende Absicht ist klar: Einschränkung der verfassungsrechtlichen Kontrolle zukünftiger Gesetzgebung.  

Das ist offenkundig verfassungswidrig: Die Verfassung bestimmt in Art. 190 Abs. 6, dass Entscheidungen des Tribunals „mit Mehrheit der Stimmen fallen“. Damit steht eindeutig fest, dass nach der Verfassung sämtliche Entscheidungen des Gerichts nur der einfachen Mehrheit bedürfen. Es gibt in der Verfassung auch keine Ermächtigung für den Gesetzgeber, für bestimmte Arten von Entscheidungen des Verfassungstribunals eine qualifizierte Mehrheit vorzuschreiben. 

Auf die Verfassungsklagen von Abgeordnetengruppen der Opposition, des Landesrats der Gerichtsbarkeit,  des Sachwalters der Bürgerrechte sowie des Ersten Präsidenten des Obersten Gerichts, die insgesamt die Vorschriften der Novellierung als verfassungswidrig anfechten, wird das Verfassungstribunal voraussichtlich diese Regelung, aber wohl auch noch zahlreiche andere für verfassungswidrig erklären.
8. Verfassungstribunal stellt fest, dass die Wahl von drei Richtern durch den alten Sejm gültig bleibt
Mit Beschluss vom 7. Januar  2016 
stellte das Verfasssungstribunal die Verfahren ein, in denen unmittelbar die Feststellung der Verfassungswidrigkeit der  Beschlüsse des neuen Sejm vom 25. November über die Ungültigkeit der Beschlüsse des alten Sejm zur Wahl von fünf Richtern sowie der  Beschlüsse  des neuen Sejm vom 2. Dezember 2015 über die Neuwahl von fünf Richtern beantragt war. Zur Begründung wird ausgeführt, dass es sich hierbei nicht um normative Akte handele, die der verfassungsgerichtlichen Kontrolle unterliegen.

Wegen der verfassungsrechtlichen Bedeutung der aufgeworfenen Fragen führte das Verfassungstribunal aber in einem obiter dictum unmissverständlich aus, dass die Richterwahlen im alten Sejm als solche – unbeschadet der Frage seiner Kompetenz zur Besetzung auch der erst in der neuen Wahlperiode freiwerdenden beiden Stellen – nicht zu beanstanden sind. 
„Bei der Analyse der Unterlagen, die mit der am 8. Oktober 2015 durchgeführten Richterwahl verbunden sind, kann das Tribunal nicht feststellen, dass in ihrem Verlauf Anforderungen in verbindlichen  Rechtsvorschriften missachtet worden sind… Außergewöhnlich bezeichnend ist der Umstand, dass die Begründungen der Beschlussentwürfe über die mangelnde Rechtswirksamkeit keinerlei Hinweise darauf enthalten, welche konkreten Fehler zur Entscheidung über die Unwirksamkeit der am 8. Oktober 2015 durchgeführten Wahl hätten führen müssen; es wurden lediglich unbestimmte Ungesetzlichkeiten in Verbindung mit der Verletzung von Verfahrensvorschriften erwähnt.

Das Verfassungstribunal weist gleichfalls darauf hin, dass die Wirksamkeit der Beschlüsse über die  Neuwahl… ausschließlich davon abhängt, ob am 8. Oktober 2015 rechtswirksam Richterstellen des Tribunals besetzt worden waren sowie ob die Rechtsgrundlage der damaligen Wahl sich in Übereinstimmung mit der Verfassung befand, worüber das Gericht bereits abschließend im Urteil vom 3. Dezember 2015 entschieden hat...“
9. Das Verfassungstribunal  betont seine Kompetenz zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen, die seine Tätigkeit regeln 
Am 14. Januar 2016 beschloss das Tribunal in der Vollbesetzung mit 12 Richtern, demnächst über die Verfassungsmäßigkeit des  (zweiten) Änderungsgesetzes vom 22. Dezember 2015 zu verhandeln und zu entscheiden.  

Zur Begründung dieses Beschlusses heißt es:  „ Mit dem Beschluss, die genannte Sache der Verhandlung und Entscheidung zuzuführen, stellt das Verfassungstribunal fest, dass es zur Wahrnehmung seiner verfassungsmäßigen Aufgaben verpflichtet ist... Zur Kompetenz des Tribunals gehört u.a. die Kontrolle der Übereinstimmung aller Gesetze mit der Verfassung. Die Verfassungsgesetzgebung hat hierbei keine Ausnahme gemacht, auch nicht hinsichtlich eines Gesetzes, das die Funktionsweise des Tribunals regelt... In diesem Sinn ist das Verfassungstribunal auch der Garant des Grundsatzes der dreigeteilten Staatsgewalt. Keine Regelungen, die das Gericht betreffen, dürfen zu einer Situation führen, in der es seine Funktionsfähigkeit verlieren würde...Die angefochtene Novelle ist am Tag ihrer Verkündung in Kraft getreten und hat in beträchtlichem Umfang die Organisation und die Verfahrensweise vor dem Tribunal modifiziert, darunter das Richtermandat, die Vorbereitung von Verhandlungen und nichtöffentlichen Sitzungen, die Bestimmung der Spruchkörper, die Reihenfolge der Entscheidung der Sachen sowie die Funktionsweise der Allgemeinen Versammlung... Die Rechtsfindung in dieser Sache hat außergewöhnliche Bedeutung, weil das Urteil in dieser Frage darüber entscheidet, ob diese Grundlagen der Organisation und der Arbeitsweise des Verfassungsgerichts nicht eine Gefährdung für die Rechtsprechung in allen anderen ihm übertragenen Sachen begründet. Es geht dabei nicht nur um die verfassungsrechtlichen Garantien von Freiheit und Recht für Personen (z.B. für Personen, die sich mit Verfassungsbeschwerden an das Tribunal richten) sowie für Organe, die Freiheit und Recht schützen (insbesondere Gerichte, die Rechtsfragen an das Tribunal richten), sondern auch um die Stabilität und die Berechenbarkeit des Rechtssystems, auf welches sich die Urteile des Tribunals auswirken...“

Die Zahl der Richter, die an dieser Entscheidung teilnahmen, erhöhte sich um die beiden Richter auf 12, die die PiS-Mehrheit auf die im Dezember freigewordenen Stellen gewählt hatte.
 Diese gaben zu der Entscheidung abweichende Erklärungen ab: In dieser Sache müssten die neuen Bestimmungen über das Verfahren angewandt werden. Ferner bestehe die Vollbesetzung gegenwärtig wegen der Wahl und Vereidigung von  fünf  zusätzlichen Richtern durch den Sejm in der laufenden Wahlperiode aus 15 Richtern.

II. Die Gleichschaltung des öffentlichen Rundfunks
  
In Polen gibt es -wie in den meisten demokratischen Staaten-  ein Nebeneinander von öffentlichem und privatem Hörfunk bzw. öffentlichem und privatem Fernsehen. Deren Organisation ist im „Gesetz über Rundfunk und Fernsehen“ von 1992 geregelt .
 Der Landesrundfunkrat (Krajowa Rada Radiofonii i Telewizji -KRRIT) wacht nach Art. 213 Abs. 1 der Verfassung über die „ Freiheit des Wortes, die Informationsfreiheit sowie das öffentliche Interesse in Radio und Fernsehen“. Mit seinen umfangreichen Kompetenzen nach den bisher geltenden Regelungen bewahrt er „die Eigenständigkeit der Anbieter medialer Dienste und die Interessen der Empfänger und sichert den offenen und pluralistischen Charakter von Rundfunk und Fernsehen.“ Er besteht aus fünf Mitgliedern, von denen zwei vom Sejm, eines vom Senat und zwei vom Präsidenten auf sechs Jahre bestimmt werden.

Träger der landesweiten öffentlichen Sender, Telewizja Polska und Polskie Radio, sowie zahlreicher regionaler Sender ist jeweils eine Aktiengesellschaft, deren einziger Aktionär der Staat in der Zuständigkeit des Schatzministers ist.
 

Öffentlicher Rundfunk und öffentliches Fernsehen werden durch durch Werbeeinnahmen und Gebühren finanziert. 

Die Leitung der Sender bestand bisher aus ein bis drei Mitgliedern, die -einschließlich des Präsidenten- auf vier Jahre vom Landesrundfunkrat gewählt wurden.
 

Die Aufsichtsräte der beiden landesweiten Gesellschaften bestanden aus sieben Mitgliedern, von denen fünf aufgrund von Ausschreibungen vom Landesrundfunkrat sowie je einer vom Kultusminister bzw. Schatzminister bestimmt wurden. Entsprechendes galt für die Regionalsender.
 

Nach dem PiS-Änderungsgesetz vom 7. Januar 2016
 gilt nach Art. 1:

Die Leitung der Sender wird vom Schatzminister berufen und abberufen. 

Der Aufsichtsrat besteht aus drei Personen, die vom Schatzminister berufen und abberufen werden.

Art. 2: „1. Mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes werden die Wahlperioden gekürzt und erlöschen die Mandate der bisherigen Mitglieder der Leitung und der Aufsichtsräte von „Telewizja Polska- Aktiensellschaft“ und „Polskie Radio- Aktiengesellschaft“ vorbehaltlich Abs. 2.

           2. Die Leitung der Gesellschaft im Sinne von Abs. 1 ist in der bisherigen Zusammensetzung  bis zur Berufung der Leitung der Gesellschaft auf der Grundlage des Änderungsgesetzes tätig, darf jedoch ohne Zustimmung des Schatzministers keine Tätigkeiten ausüben, die den Bereich der gewöhnlichen Leitung oder Tätigkeiten im Bereich des Arbeitsrechts überschreiten, aus denen sich für die Gesellschaft neue Verpflichtungen ergeben könnten.“
Art.3: „Mit dem Tag der Ernennung... einer neuen Leitung der Gesellschaft... erlischt das Arbeitsverhältnis, das Grundlage der Beschäftigung eines bisherigen Mitglieds der Leitung dieser Gesellschaft ist.“
Dass mit dem Änderungsgesetz nicht auch gleich der -ohnehin entmachtete- Landesrundfunkrat aufgelöst worden ist, hat seinen Grund offenkundig darin, dass die Wahlperiode aller seiner Mitglieder in 2016 endet, PiS sie also ohnehin demnächst besetzen kann.  
Bereits aus der Gegenüberstellung des bisherigen Gesetzes und der PiS-Neuregelungen ergibt sich deutlich, dass das sonst überwiegend in Europa geltende pluralistische  Rundfunksystems zugunsten eines Regierungsrundfunks aufgegeben worden ist.
 

Die Neuregelungen werden von zahlreichen Seiten beim Verfassungstribunal angefochten. An ihrer Verfassungswidrigkeit kann kaum ein Zweifel bestehen.
 
III. Die Gleichschaltung des öffentlichen Dienstes  
Das „Gesetz über den öffentlichen Dienst“ von 2008
regelt alle Dienstverhältnisse in den staatlichen Zentralverwaltungen und in den Wojewodschaften, betrifft also nicht die Selbstverwaltungskörperschaften der Gemeinden und Kreise. Das PiS-Änderungsgesetz vom 30. Dezember 2015
 bezieht sich im Wesentlichen auf die „höheren Stellen“
 im öffentlichen Dienst. 

Höhere Stellen im öffentlichen Dienst sind neben dem Direktor des Zentralverwaltungsamts Abteilungsleiter beim Ministerpräsidenten und in den Ministerien, in allen der Regierung nachgeordneten staatlichen Zentralämtern sowie in den Wojewodschaften und deren Vertreter.

Allgemein werden im Änderungsgesetz zunächst die Qualifikationsvoraussetzungen für die Besetzung dieser Ämter entscheidend herabgesetzt. Geblieben ist lediglich als Voraussetzung der Besitz eines beruflichen Magistertitels oder eines gleichwertigen Titels.
 

Gestrichen wurde die bisherige Bestimmung, wonach eine solche Stelle nur einnehmen kann, wer 

„in Einheiten des Sektors der öffentlichen Finanzen mindestens eine dreijährige Arbeitsstelle, darunter eine mindestens einjährige als Leiter, oder eine zweijährige selbständige Arbeitsstelle innehat.“

Ferner wurde die Verpflichtung zur Stellenausschreibung für die betreffenden höheren Ämter sowie das bisher detailliert geregelte Auswahlverfahren abgeschafft.
 

Für die politische Bewertung des Änderungsgesetzes entscheidend sind aber die zusätzlichen abschließenden Bestimmungen.

Art. 6 Abs. 1: „ Arbeitsverhältnisse mit Personen, die am Tag des Inkrafttreten dieses Gesetzes eine höhere Stelle im öffentlichen Dienst oder eine leitende Stelle im Auslandsdienst... innehaben, erlöschen nach Ablauf von 30 Tagen nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
, falls ihnen nicht vor dem Ablauf dieser Frist neue Arbeitsvoraussetzungen oder Gehaltszahlungen für einen längeren  Zeitraum  vorgeschlagen worden sind oder falls neue Arbeitsvoraussetzungen oder Gehaltszahlungen für einen längeren Zeitraum nicht angenommen werden.“

Art. 7: „Im Falle des Erlöschens eines Arbeitsverhältnisses nach Art. 6 Abs. 1… besteht ein Anspruch auf Geldabfindung, wie diese für Angestellte vorgesehen ist, deren Arbeitsverhältnisse aufgrund der Liquidation des Amtes aufgelöst werden.“

Mit diesen Bestimmungen hat die PiS- Partei sich unverblümt die Macht angeeignet, den öffentlichen Dienst ab Mitte Februar 2016 nach ihren Vorstellungen „zu säubern“.
  

Selbstverständlich sind auch diese beim Verfassungstribunal angefochten.
 Es erscheint kaum vorstellbar, dass diese Maßnahmen dort nicht als Verletzung des Grundrechts der Berufsfreiheit nach Art. 65 der Verfassung angesehen werden.  

Vermutlich wird es auch zu einer großen Anzahl von Prozessen kommen, wenn auf diese Weise in die berufliche Stellung -häufig langjähriger und erfahrener- Amtsleiter eingegriffen wird.
 

IV. Überwachungsbefugnisse
Zu den gesetzlichen Schnellschüssen am Anfang der PiS-Herrschaft gehört auch die Erweiterung der Befugnisse der Polizei und anderer mit polizeilichen Befugnissen ausgestatteter Behörden
 durch das „Gesetz  zur Änderung des Gesetzes über die Polizei und verschiedener anderer Gesetze“.
 Die Änderungen betreffen insbesondere die Zulässigkeit der verdeckten Ermittlung
 zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten durch Eingriffe in sämtliche Formen der elektronischen Kommunikation einschließlich des Zugriffs auf Datenspeicher von Telekommunikationsdienstleistern. 

Das Gesetz trägt zwar nicht, wie die zuvor erörterten, das Merkmal der Verfassungswidrigkeit auf der Stirn. Insbesondere gehen auch die Neuregelungen davon aus, dass grundsätzlich für die Durchführung von Eingriffen die vorherige Genehmigung des zuständigen Strafrichters einzuholen ist. Jedoch dürfte es mit einzelnen unpräzisen oder übermäßig in die Privatsphäre der Bürger eingreifende Befugnisse über die nach der polnischen Verfassung zulässigen Eingriffe in die Freiheitrechte hinausgehen und damit Machtmissbräuche begünstigen. Angesichts der Komplexität des Rechtsgebiets der polizeilichen Überwachungbefugnisse kann dies hier nicht im Einzgelnen dargelegt werden.  
Der Vertreter der Bürgerechte hat auch gegen zahlreiche Vorschriften dieses Gesetzes das Verfassungstribunal angerufen
: Die Kommunikationsüberwachung sei zweifellos notwendiger Bestandteil polizeilicher Befugnisse zum Schutz der Bürger vor Straftaten.  Die Änderungen seien jedoch teilweise verfassungswidrig, weil sie insbesondere die Eingriffsvoraussetzungen unpräzise formulierten sowie die Grundsätze der Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit unter Berücksichtigung der Schwere solcher Eingriffe in die verfassungrechtlich geschützte Privatsphäre der Bürger nicht wahrten und damit auch den Standard internationalen Rechts verletzten.  

Es ist nach meiner Einschätzung zu erwarten, dass das Verfassungstribunal ebenfalls zu dem Ergebnis kommt, dass die betreffenden Befugnisse zur Überwachung eingeschränkt werden müssen
, so dass auch hier ein weiteres Konfliktfeld zwischen dem Gericht auf der einen sowie der Mehrheit im Parlament und der Regierung auf der anderen Seite voraussehbar ist..

V. Justizminister als Generalstaatsanwalt
Die PiS-Mehrheit hat auch die Befugnisse und die Organisation der Staatsanwaltschaft am 28. Januar 2016 gesetzlich neu geordnet.
Der gesamte Bereich der Strafverfolgung ist straff und hierarchisch im Sinne der politischen Führung durchgestaltet. Kernpunkt ist: Der Justizminister
 Ziobro
 übt nunmehr selbst die Funktion des Generalstaatsanwalts anstelle eines bisher selbständigen Funktionsträgers aus. Er ernennt die Staatsanwälte und übt über sie die Aufsicht aus. Er kann daher in jedem Strafverfahren Einzelweisungen erteilen, insbesondere ob Anklage erhoben wird oder nicht. 

Diese Neuregelungen sind im Prinzip wohl nicht verfassungsrechtlich angreifbar
. Jedoch öffnen sie im Gesamtzusammenhang der PiS-Politik dem Machtmissbrauch Tür und Tor.
 
VI. Die Verfassungskrise kulminiert

1. Urteil des Verfassungstribunals vom 9. März 2016 über die Verfassungswidrigkeit des zweiten Änderungsgesetzes  

Nach der Verhandlung am 8. März verkündete das Verfassungstribunal am 9. März 2016 sein Urteil
 über die Verfassungsmäßigkeit des am 22. Dezember 2015 vom Sejm beschlossenen Gesetzes über die Änderung des Gesetzes über das Verfassungstribunal, dessen Inhalt oben bereits dargstellt worden ist. Das Gericht stellte auf Antrag des Ersten Präsidenten des Obersten Gerichts, zweier Gruppen oppositioneller Abgeordneter, des Vertreters der Bürgerrechte und des Landesrates der Gerichtsbarkeit fest, dass das Änderungsgesetz als solches, aber auch fast alle seiner einzelnen Bestimmungen die Verfassung verletzen.
 Im Folgenden gebe ich den Kern der über 200 Seiten umfassenden Urteilsbegründung wieder.

1.1. Begründung der Verfassungswidrigkeit des Gesetzes
Selbstverständlich geht das Gericht, wie bereits im Beschluss vom 14. Januar 2016, davon aus, dass es bei der Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der geänderten Verfahrensvorschriften, die wegen verfassungswidriger Erschwerung der Tätigkeit des Gerichts angefochten sind, nicht diese, sondern die bisher geltenden anwenden muss. Die Verneinung dieser juristischen Logik ist ja, wie unten auszuführen ist, der Kernpunkt der Regierungspropaganda gegen das Tribunal.  

Zur Begründung der Verfassungswidrigkeit des  Gesetzes insgesamt wegen Verletzung der  

Bestimmungen der Verfassung über die Gesetzgebung heißt es zusammenfassend
:
„Die Art und Weise der Verabschiedung von Gesetzen muss zwei grundlegende Prinzipien erfüllen: Sie muss dem Gesetz die demokratische Legitimation geben und es sachlich rechtfertigen. Die vom Tribunal aufgezeigten Verfahrenverletzungen, zu denen es im Verlauf der Beschlussfassung über das Änderungsgesetz gekommen ist, begründen die Feststellung, dass die Behandlung der Sache keine von beiden erfüllt. Zum ersten: Im Gesetzgebungsprozess wurde keine wirkliche Beteiligung aller politischen, im Parlament repräsentierten Kräfte sichergestellt. Zum zweiten: Das beschleunigte Verfahren ohne wirkliche Begründung der vorgeschlagenen Lösungen und der Einschätzung der von ihnen möglicherweise ausgehenden Folgen verringert das Risiko von unzutreffenden und verfassungswidrigen Bestimmungen nicht.“
Was die einzelnen Bestimmungen über die Zusammensetzung der Spruchkörper und das Verfahren vor dem Verfassungstribunal anbetrifft, beschränke ich mich auf die im Streit um das Gericht wichtigsten, bereits oben im Einzelnen dargestellten Bestimmmungen.

Erforderlickeit der Teilnahme von mindestens 13 Richtern an einer Plenarentscheidung statt bisher 12; Erforderlichkeit einer Stimmenmehrheit von 2/3 bei Plenarentscheiungen über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen; Entscheidung nur nach der Reihenfolge der Eingänge und erst nach drei Monaten. Das Verfassungstribunal prüft alle diese offenkundig zur Lähmung des Gerichts erlassenen Vorschriften eingehend anhand der Entstehungsgeschichte und ihrer Bedeutung für die Tätigkeit des Gerichts und stellt zusammenfassend fest
: „ Der gesamte Mechanismus der Rechtsprechung in Sachen, die in seiner Kompetenz liegen, wie er durch Art. 10 Abs. 1, Art. 44 Abs. 1 und 3, Art. 80 Abs. 2 und Art. 87 Abs. 2… sowie Art. 2 des Änderungsgesetzes bestimmt wird, ist unvereinbar mit Art. 2 und Art. 173 in Verbindung mit der Präambel der Verfassung sowie mit Art. 10 und... 45 Abs. 1 der Verfassung, weil er die Grundsätze des Rechtsstaats verletzt und einem Verfassungsorgan, wie es das Verfassungstribunal ist, eine objektive und leistungsstarke Tätigkeit sowie den Schutz des Rechts und der Freiheit unmöglich macht und in seine Unabhängigkeit und Verschiedenheit von anderen staatlichen Organen eingreift. Art. 1 Nummer 14 des Änderungsgesetzes und Art. 99 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfassungstribunal sind hingegen unvereinbar mit Art. 190 Abs. 5 der Verfassung, was die Einschätzung ihrer Funktionalität entbehrlich macht.“ Letzteres bezieht sich auf das Erfordernis einer Zweidrittelmehrheit für die Plenarentscheidung über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes. Wie bereits von mir oben unter III dargelegt worden ist, bezieht sich Art. 190 Abs. 5 der Verfassung eindeutig auf die einfache Mehrheit, ohne dass dem Gesetzgeber die Kompetenz zugestanden wird, eine qualifizierte Mehrheit einzuführen. Das wird auch vom Verfassungstribunal in seinem Urteil klargestellt.

1.2. Bedeutung von Verkündung und Veröffentlichung des Urteils
Nachdem es bereits nach der Verkündung des Urteils vom Dezember 2015 über das erste Änderungsgesetz zum Streit über seine Veröffentlichung im Gesetzblatt gekommen war und die Regierung angekündigt hatte, auch das bevorstehende Urteil über das zweite nicht zu veröffentlichen, befasst sich das Verfassungstribunal in diesem Urteil abschließend noch ausführlich mit den Rechtsfolgen der Verwerfung des Gesetzes als verfassungswidrig. Es stellt fest, dass Urteile des Verfassungstribunals mit ihrer Verkündung im Gerichtssaal sofort wirksam werden; die Veröffentlichung im Gesetzblatt hat nur deklaratorische Bedeutung.
  

Zur Begründung heißt es:
Tz 10.5: „Nach Art. 190 Abs. 1 der Verfassung sind die Urteile des Tribunals endgültig und 

allgemeinverbindlich. Beide Eigenschaften kommen den Entscheidungen des Tribunals im Moment ihres Erlasses zu, d.h. im Falle von Urteilen des Tribunals im Augenbblich ihrer Verkündung im Verhandlungssaal. In diesem Zeitpunkt ergibt sich die Bestätigung oder Widerlegung der Vermutung der Verfassungsmäßigkeit einer angefochtenen Rechtsvorschrift, die nicht ohne Einfluss auf  die Praxis der weiteren Anwendung verfassungswidriger Vorschriften bleibt. Der Wegfall der Verbindlichkeit von Vorschriften, die vom Tribunal als verfassungswidrig erkannt worden sind, tritt hingegen am Tag der Veröffentlichung des Urteils des TK in dem betreffenden Verkündungsorgan ein, welche das zuständige Organ unverzüglich herbeizuführen hat (vgl. Art. 190 Abs. 2 der Verfassung). Die Verkündung der Entscheidung des Tribunals im Amtsblatt ist eine Tätigkeit mit  technischem Charakter, die keinen Einfluss auf die rechtliche Existenz dieser Entscheidung hat, obwohl sie einige ihrer Rechtsfolgen determiniert. Die Bedeutung der Verkündung der Entscheidung des Tribunals im Gesetzblatt ist also eine andere als die Verkündung eines Gesetzes, das erst im Moment dieser Verkündung Rechtskraft erlangt. Denn erst die Verkündung im Gesetzblatt schließt die Gesetzgebung ab. Die Verkündung der Entscheidung des Tribunals in demselben Gesetzblatt erfolgt hingegen gerade nach der Beendigung des Prozesses der Kontrolle des Rechts auf seine Verfassungsmäßigkeit.

Mit dem Moment Verkündung der Entscheidung des Tribunals im Gesetzblatt ist jedoch die Folge der Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes in Gestalt des Verlustes seiner Verbindlichkeit verbunden... Diese Situation ruft eine Gefährdung für Recht und Freiheit der Bürger hervor und beschädigt ihr Vertrauen in den Staat... Gerade aus diesem Grund enthält Art. 190 Abs. 2 eine Garantienorm, nach der „ die Entscheidungen des Verfassungstribunals nach Art. 188 der unverzüglichen Veröffentlichung im Amtsblatt unterliegen.“

Das Verfassungstribunal hat in seiner bisherigen Rechtsprechung... mehrfach betont, dass eine Vorschrift, deren Vermutung der Verfassungsmäßigkeit kraft eines Urteils des Tribunals widerlegt worden ist, die aber zeitweise noch im Rechtssystem verbleibt, der Anwendung unter Berücksichtigung der unmittelbaren Anwendung der Verfassung unterliegt (vgl. Art. 8 Abs. 2 der Verfassung)... Das Verbleiben einer verfassungswidrigen Vorschrift im Rechtssystem und ebenso ihre weitere Anwendung bedarf jedoch einer ausdrücklichen Entscheidung des Tribunals aufgrund Art. 190 Abs. 3 der Verfassung. In der vorliegenden Sache ist eine der auf diese Weise in Kraft gehaltenen Vorschrift Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über den TK , die erst nach Ablauf von neun Monaten nach der Verkündung des vorliegenden Urteils außer Kraft tritt, wenn sie nicht vor Ablauf dieses Termins vom Gesetzgeber novelliert wird. Die übrigen Vorschriften, die kraft des vorliegenden Urteils für verfassungswidrig erklärt worden sind, können nicht weiter angewandt werden im Hinblick auf den Verlust der Vermutung ihrer Verfassungsmäßigkeit... Das betrifft auch den Zeitraum zwischen der mündlichen Verkündung der Entscheidung des Tribunals im Verhandlungssaal und ihrer späteren Verkündung im Gesetzblatt.

Die Aufhebung der Vermutung der Verfassungsmäßigkeit hat Bedeutung vor allem für das Tribunal selbst. Denn das Tribunal ist von Amts wegen verpflichtet seine eigenen Urteile zu respektieren als endgültig… Dies hat natürlich auch Bedeutung für Gerichte als rechtsanwendende Organe, die die erlassenen Entscheidungen des Tribunals auch vor dem formellen Außerkrafttreten durch Vorschriften, die für verfassungswidrig erklärt worden sind, nicht übergehen können...“

Tz.10.6.: „Die Rechtskraft und die Allgemeinverbindlickeit des Urteils… bedeuten im Licht der Verfassung, dass es durch andere staatliche Organe nicht wirksam infrage gestellt werden kann. Diese Organe sind hingegen zu seiner Durchführung und Respektierung verpflichtet ...“

1.3 Hinausschiebung der Wirkung der Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit der Regelung für die Besetzung des Gerichts
Das Verfassungstribunal hat hinsichtlich der Besetzung der Richterbank die Wirkung der Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Gesetzes auf  neun Monate hinausgeschoben. Dazu heißt es in der Begründung:
Tz.10.7: „Gemäß Art. 190 Abs. 3 der Verfassung hat das Tribunal die Kompetenz, das Datum des 

Außerkrafttretens einer verbindlichen Vorschrift zu bestimmen, die für verfassungswidrig erklärt worden ist...Das Tribunal entscheidet, dass Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über das TK in der Fassung des Art. 1 Nr. 9 des Änderungsgesetzes seine Verbindlichkeit erst mit Ablauf von neun Monaten seit der Verkündung des Urteils verliert. Das bedeutet, dass im Zeitraum von neun Monaten seit der Verkündung des Urteils oder-im Fall einer früheren Intervention des Gesetzgebers bis zum Zeitpunkt der Änderung durch den Gesetzgeber- über die zahlenmäßige Größe der Spruchkörper in Verfahren vor dem Verfassungstribunal, die nach dem Inkrafttreten des Novellierungsgesetzes, d.h. nach dem 28. Dezember 2015 eingeleitet worden sind, auf der Grundlage des Art. 44 Abs.1 im Wortlaut des Artikels 1 Nr. 9 des Novellierungsgesetzes entschieden wird... Die Verschiebung des Außerkrafttretens umfasst nicht Art. 44 Abs.3 des Gesetzes über das TK im Wortlaut des Novellierungsgesetzes. Die minimale Zahl von Richtern, die für die Rechtsprechung in voller Besetzung erforderlich ist, bestimmt demnach das Gesetz über das TK im Wortlaut vor der Novellierung.

Die Hinausschiebung des Zeitpunkts des Außerkrafttretens einer Vorschrift, die als 

verfassungswidrig erkannt worden ist, soll dem Schutz bestimmter Werte und verfassungsrechtlichen Grundsätze dienen. In der vorliegenden Sache erkennt das Tribunal, dass die Stabilität der Vorschriften, die die Art und Weise der Bildung der Spruchkörper betreffen, ein solcher Wert ist...  Unter Berücksichtigung dessen, dass das Außerkrafttreten des Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über das TK in dem durch das Novellierungsgesetz gegebenen Wortlaut im Augenblick der Verkündung des vorliegenden Urteils sofort die Rückkehr zu den vorher verbindlichen Grundsätzen der Bildung der Spruchkörper hervorrufen würde, entscheidet das Tribunal über die zeitweise Aufrechterhaltung dieser Vorschrift trotz der Beseitigung der Vermutung ihrer Verfassungsmäßigkeit.

Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über das TK verliert also seine Verbindlichkeit neun Monate nach der Verkündung des vorliegenden Urteils im Gesetzblatt, wenngleich auch eine Lösung darin läge, dass der Gesetzgeber vor Ablauf dieses Termins anstelle der genannten Vorschrift eine neue Regelung einführt. Die Frist von neun Monaten sollte für den Gesetzgeber zur Gestaltung von Grundsätzen über die Bildung der Spruchkörper des Verfassungstribunals genügen, wie sie die Verfassung erfordert, insbesondere auf eine Weise, die die Qualität und Sachlichkeit der Tätigkeit des Verfassungstribunals bei gleichzeitig Wertschätzung der Unabhängigkeit des Tribunals und der Unparteilichkeit seiner Richter  sicherstellt.“

1.4 Zusammenfassung
a. Das Gesetz vom 22. Dezember 2015 über die Änderung des Gesetzes über das Verfassungstribunal ist insgesamt und in fast allen seinen Einzelbestimmungen verfassungswidrig.

b. Es hat die Vermutung der Verfassungsmäßigkeit bereits mit seiner Verkündung im Gerichtssaal verloren, ohne dass es noch der Verkündung im Gesetzblatt bedarf. 

c. Die Verkündung im Gesetzblatt hat nur technischen Charakter des Inhalts, dass die betreffende Norm auch tatsächlich nicht mehr zum Normenbestand gehört.
d. Die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes ist also auch ohne Verkündung im Gesetzblatt von allen Staatsorganen, insbesondere den Gerichten, zu beachten; es darf nicht mehr angewendet werden.

e. Davon ausgenommen ist die Regelung des Art. 44 Abs. 1 in der Fassung des Änderungsgesetzes über die verschiedenen Besetzungen der Spruchkörper (über die politsche Bedeutung dieser Einschränkung s. unten).
2. Die Intervention der Venedig-Kommission
Die Venedig-Kommission (Europäische Kommission für Demokratie durch Recht) ist eine Einrichtung des Europarates, die Staaten verfassungsrechtlich berät. Die Kommission setzt sich aus  hochrangigen Verfassungs- und Völkerrechtsexperten der beteilgten, nicht nur auf Euopa beschränkten Staaten zusammen. 

Auf Einladung des polnischern Außenministers Waszczykowski fuhr eine sechsköpfige Delegation der Kommisssion Anfang Februar 2016 nach Warschau, um sich über den Streit um das Verfassungstribunal eine Meinung zu bilden. Mit ihrer in der Plenarsitzung am 11. März 2016 beschlossenen und auf ihrer Internetseite in englischer Sprache veröffentlichten
 „Stellungnahme zu den Änderungen zum Gesetzgebungsakt vom 25. Juni 2015 über das Verfassungstribunal“ 
bringt sie die polnische Regierung schwer  in Bedrängnis.  

Die Kommission stellt darin eingehend die Vorgeschichte des Streits um das Verfassungstribunal dar, untersucht sehr sorgfältig die wesentlichen Neuregelungen im Lichte der polnischen Verfassung sowie im internationalen Vergleich und kommt zu dem eindeutigen Ergebnis, dass diese sowohl die polnische Verfasssung verletzten als auch europäische Standards missachten. Man kann das Dokument in seiner Eindeutigkeit und Wortwahl nur als Lehrstunde in Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Pluralität für die polnische Regierung bezeichnen.  

Da sich die Ausführungen der Kommission mit meinen obigen Darlegungen weitgehend decken, sei hier nur wiedergegeben, was grundsätzlich -unausgesprochen gegenüber den rechtsfeindlichen Äußerungen des Staatspräsidenten
 und von Regierungsmitgliedern- zur Kontrollbefugnis des Verfassungstribunals zu sagen ist
:
“Ein einfacher Gesetzgebungsakt, der die Verfassungkontrolle zu behindern droht, muss selbst als verfassungsmäßig eingeschätzt werden, bevor er vom Gericht angewandt werden kann. Anderenfalls könnte ein gewöhnliches Gesetz, das ganz einfach bestimmt, „hiermit wird die Verfassungkontrolle abgeschafft-dieses Gesetz tritt sofort in Kraft“, das traurige Ende von Verfassungsgerichtsbarkeit sein. Die eigentliche Idee des Vorrangs der Verfassung schließt ein, dass solch ein Gesetz, von dem behauptet wird, dass es die Verfassungsgerichtsbarkeit gefährdet, vom Verfassungstribunal überprüft - und wenn nötig annulliert- werden muss, bevor es in Kraft tritt.“
Zu der Weigerung der Regierung, das Urteil des Tribunals vom 9. März 2016 zu veröffentlichen heißt es
:
„Leider hat die Regierung angekündigt, dass sie das Urteil vom 9. März 2016 nicht veröffentlichen würde, weil das Tribunal nicht das in der Gesetzesänderung vorgesehene Verfahren angewandt hat. Abschnitt IV dieser Stellungnahme legt eindeutig dar, warum das Tribunal auf der Grundlage des Gesetzes ohne Anwendung dieser Änderungen zu entscheiden hatte, die gerade Gegenstand der verfassungsrechtlichen Kontrolle waren. Daraus folgt, dass ein Urteil der zwölf entscheidenden Richter (diese Richter haben das Urteil unterschrieben, wenn auch zwei von ihnen nicht zugestimmt hatten) nicht gegen polnisches Verfassungsrecht verstieß. Eine Weigerung, das Urteil  47/15 vom 9. März 2016 zu veröffentlichen, würde nicht nur der Herrschaft des Rechts  widersprechen, ein solch beispielloses Vorgehen würde die Verfassungskrise verstärken, die durch die Wahl von Richtern im Herbst 2015 und die Gesetzesänderungen vom 22. Dezember 2015 ausgelöst worden ist. Nicht nur die polnische Verfassung sondern auch europäische und internationale Standards verlangen, dass Urteile eines Verfassungsgerichts respektiert werden. Die Veröffentlichung des Urteils und seine Respektierung durch die Staatsorgane sind eine Voraussetzung dafür, dass ein Ausweg aus der Verfassungskrise gefunden wird.“ 
Inzwischen sind auch Frans Timmermans, erster Vizepräsident der EU-Kommission und Thorbjørn Jagland, Generalsekrätär des Europarats, in Warschau gewesen und haben nach Besprechungen mit Regierungsvertretern und Nichtregierungsorganisationen die Haltung der Regierung im Streit um das Verfassungstribunal kritisiert. 

3. Die Haltung der polnischen Regierung
Die polnische Regierung und die maßgeblichen Vertreter der PiS-Partei lehnen weiterhin die Respektierung des Urteils und seine Veröffentlichung ab.
 Das Gericht habe verfassungswidrig ohne die drei von der PiS-Mehrheit gewählten Richter und mit nur 12 Richtern anstelle des im Änderungsgesetz vorgesehenen Mindestquorums von 13 Richtern entschieden, so dass es sich lediglich um eine Meinungsäußerung der beteiligten Richter handele, die nicht im Gesetzblatt veröffentlicht werden dürfe.

Der Parteivorsitzende Kaczyński hat gegenüber der Presse jeglichen Kompromiss in dieser Frage kategorisch abgelehnt und auch die Stellungnahme der Venedig Kommission als lediglich politisch motiviert bezeichnet, mit der sich die Kommission selbst kompromittiere. Diese Haltung ist insoweit konsequent, als er damit sein lange gehegtes Ziel, das Verfassungstribunal als Kontrollinstanz über die PiS-Gesetzgebung ausszuschalten, anscheinend auf längere Zeit erreichen kann, wie nachstehend auszuführen ist. 
Unklar ist, ob sich diese Haltung -insbesondere im Hinblick auf die sich daraus ergebende Isolierung Polens
- innerparteilich durchhalten lässt. Immerhin scheint nicht ganz ausgeschlossen zu sein, dass hinter der Einladung der Venedig-Kommission und der zu erwartenden Kritik die Idee der Abschwächung der Linie der „Hardliner” um Kaczyński steckt. Auch könnte die Entscheidung der Premierministerin Szydło, den Text der Venedig-Kommission allen Sejm- Abgeordneten zuzuleiten, in diese Richtung zu deuten.

4. Weiterentwicklung der Verfassungskrise
Das Verfassungstribunal (im Folgenden immer der TK) hat inzwischen seine Rechtsprechungstätigkeit fortgesetzt. Zu Beginn der ersten Verhandlung nach dem Urteil vom 9. März 2016 gab Präsident Rzepliński den Inhalt eines gerade eingegangenen Briefes des Justizministers Ziobro in seiner Funktion als Generalstaatsanwalt bekannt. Darin begründet Ziobro die Nichtteilnahme des Generalstaatsanwalts an den Verhandlungen des TK mit der nach seiner Auffassung rechtswidrigen Nichtanwendung des vom TK für verfassungswridrig erklärten PiS-Änderungsgesetzes und schließt mit der unverhohlenen Drohung: „Tätigkeiten des Verfassungstribunals außerhalb des verfassungsmäßigen und gesetzlichen Rahmens werden keine Legitimation durch irgendeine Teilnahme in der Person des Generalstaatsdanwalts erlangen. Sie könnten hingegen Gegenstand einer von ihm eingeleiteten Rechtskontrolle werden.“

In nächster Zukunft geht es vor allem darum, ob und wie das Verfassungstribunal über die                             bei ihm anhängigen Anträge auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der -auch nach meiner Einschätzung- im Grundsatz verfassungswidrigen Änderungsgesetze der PiS-Mehrheit über den öffentlichen Rundfunk und das öffentliche Fernsehen sowie über den öffentlichen Dienst, als auch über das vermutlich teilweise verfassungswidrige Polizeigesetz entscheiden wird. Dabei könnte von Bedeutung sein, dass das Verfassungstribunal in seinem Urteil vom 9. März 2016 die  Änderung des Artikels 44 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfassungstribunal zwar für verfassungswidrig erklärt, jedoch dessen vorläufige Weitergeltung über neun Monate angeordnet hat.
 Das hat zur Folge, dass über Anträge der in Art. 191 der Verfassung genannten antragsberechtigten Organe, Abgeordnetengruppen und anderen Stellen auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit von Gesetzen nach Art. 188 Nr.1 nur noch in der Plenarbesetzung zu entscheiden ist, statt wie bisher in der Regel in der Besetzung mit nur fünf Richtern und nur wahlweise nach Entscheidung des Gerichts in der vollen Besetzung wegen der Bedeutung der Sache (wie in dem am 9. März 2016 entschiedenen Verfahren). Wie sich aus der oben insoweit wiedergegeben Begründung des Urteils ergibt, soll damit der Gesetzgeber ausreichend Gelegenheit erhalten, eine neue Vorschrift über die Besetzung der Spruchkörper unter Berücksichtigung der Ausführungen des Verfassungstribunals über die Verfassungswidrigkeit der bisherigen zu erlassen. Entscheidet das Verfassungstribunal innerhalb der nächsten neun Monate über die bereits gestellten Anträge nach Art. 191 der Verfassung auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der drei genannten Gesetze, ohne dass der Gesetzgeber vorher eine neue Regelung geschaffen hat, so ist dafür nur die Plenarbesetzung zuständig. Wegen der Verfassungswidrigkeit der Änderung des Artikels 44 Abs. 3 (Mindestbesetzung mit 13 Richtern) gilt die bisherige Mindestbesetzung mit 10 Richtern. Mit anderen Worten: Hält die Regierung an ihrer Blockadehaltung fest und wird keine Lösung für die Besetzung der umstrittenen drei Richterstellen gefunden, wovon gegenwärtig nach allen betreffenden Verlautbarungen auszugehen ist, besteht dieselbe Situation wie nach dem Urteil vom 9. März 2016 fort: Die Regierung und ihre Parlamentsmehrheit werden weiterhin solche Urtreile nicht akzeptieren und behaupten, das Gericht sei mit den vom Sejm gewählten und vom Präsidenten vereidigten drei Richtern in Höhe der verfassungsmäßig vorgeschriebene Zahl von 15 Richtern voll besetzt, so dass die Heranziehung von nur zwölf Richtern verfassungswidrig sei und damit auch nicht das Quorum von 13 Richtern entsprechend der Änderungsvorschrift des Art. 44 Abs. 3 erreicht werde. 

Die genannte „Konzession” des Verfassungstribunals gegenüber dem Gesetzgeber dürfte daher kaum von praktischer Bedeutung für die Beendigung der Verfassungskrise sein. Es ist davon auszugehen, dass diese vorerst vor sich hin schwelt und dann wieder voll ausbricht, wenn das Gericht über die Verfassungswidrigkeit der oben dargestellten Änderungsgesetze über den öffentlichen Rundfunk, den öffentlichen Dienst und die Polizei entscheidet. 

Es muss immer wieder betont werden, dass die Ausschaltung des Verfassungstribunals aus der Sicht Kaczyńskis und der von ihm geführten PiS Grundvoraussetzung für das Gelingen ihrer Politik der Umgestaltung des Staates ohne Verfassungsänderung, aber durch verfassungswidrige Gesetze ist.
 Daher können sie sich nach ihrem Selbstvertändnis auch in Zukunft zu keinem Kompromis durchringen. Die Anerkennung der Urteile des TK über die Verfasssungswidrigkeit der bisherigen und -wie zu erwarten ist- weiterer PiS-Gesetze und das daraus aus Art. 190 Abs. 4 der Verfassung folgende Wiederaufleben aller aufgrund der verfassungswidrigen Vorschriften abgeschlossenen Verfahren, z.B. der Besetzung von leitenden Ämtern im Fernsehen und Rundfunk sowie im öfentlichen Dienst, würde ein völliges Scheitern der PiS-Regierung bedeuten.  

Vorausschauend muss festgestellt werden, dass der Regierung und der Parlamentsmehrheit noch weitere Mittel zur Verfügung stehen werden, um die Rechtsprechungstätigkeit des TK weiter zu lähmen oder auch ganz stillzulegen:

Die PiS- Mehrheit im Sejm hat inzwischen anstelle eines Richters, dessen Wahlperiode abgelaufen war, einen neuen Verfassungsrichter gewählt. Es ist zu erwarten, dass auch dieser, wie die beiden anderen „PiS-Richter“, die Auffassung der Partei teilt, dass das Gericht tatsächlich mit 15 Richtern besetzt ist und Plenarentscheidungen mindestens eine Richterzahl von 13 erfordern. Man kann sich leicht vorstellen, dass die drei sich weigern könnten, sich überhaupt an nach ihrer Auffassung rechtswidrigen Plenarentscheidungen über die Verfassungswidrigkeit von PiS-Gesetzen zu  beteiligen, so dass die dann noch vorhandene Richterzahl 9 auch die nach Auffassung des TK gemäß dem Gesetz vom 25. Juli 2015 geltende Mindestzahl 10 unterschreitet.

5. Das Oberste Gericht solidarisiert sich mit den TK und ruft zur Einhaltung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung auf
Im Urteil vom 9. März 2016 hat der TK - wie oben ausführlich wiedergegeben- zur Frage der Bedeutung der Veröffentlichung seiner Urteile im Gesetzblatt klargestellt, dass diese bereits im Zeitpunkt ihrer Verkündung im Gerichtssaal voll wirksam werden, während ihre Veröffentlichung im Gesetzblatt lediglich die Bedeutung hat, dass für verfassungswidrig erkannte Gesetze auch formal aus dem Normenbestand ausscheiden. Demgegenüber geht die Regierung selbstverständlich davon aus, dass ihre Verweigerung der Veröffentlichung des genannten Urteils dazu führt, dass es keinerlei Verbindlichkeit besitzt. Merkwürdigerweise vermitteln auch die Medien unausgesprochen diesen Standpunkt, offenbar weil insoweit der Inhalt des äußerst umfangreichen TK-Urteils nicht zur Kenntnis genommen worden ist.

Besonderes Aufsehen ruft daher der Beschluss der Allgemeinen Richterversammlung des Obersten Gerichts (in Zivil-und Strafsachen) vom 26. April 2016
 hervor, in dem eigentlich nur die betreffenden Darlegungen des TK zusammengefasst werden:
„Aufgrund des Art. 16 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes…über das Oberste Gericht stellt die Allgemeine Richterversammlung des Obersten Gerichts fest, indem sie sich von der Notwendigkeit der Sicherung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung der allgemeinen Gerichte und der Militärgerichte leiten lässt:

Nach Art. 190 Abs. 2 der Verfassung der Polnischen Republik unterliegen die Entscheidungen des Verfassungstribunals der unverzüglichen Veröffentlichung. Die Nichtveröffentlichung eines Urteils des Verfassungstribunals, mit dem die Nichtübereinstimmung einer bestimmten Vorschrift mit der Verfassung festgestellt wird, hebt im Augenblick der Verkündung dieses Urteils durch das Verfassungstribunal im Zuge des Verfahrens die Vermutung seiner Übereinstimmung mit der Verfassung auf.“
Dieser Beschluss wird zutreffend als Aufforderung an die Gerichte verstanden, zukünftig Entscheidungen des TK über die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen in der eigenen Rechtsprechung auch dann zu beachten, wenn die Regierung ihrer Veröffentlichungspflicht nicht nachgekommt. Dies könnte  besondere Bedeutung für Prozesse haben, in denen sich z.B. von Entlassungen aufgrund verfassungswidriger Gesetze über Medien oder den öffentlichen Dienst Betroffene gerichtlich wehren.

Die Regierung wiederholt ihren Standpunkt: „Voraussetzung der Verbindlichkeit von entscheidungen ds TK ist ihre Veröffentlichung...und nur diejenigen Entscheidungen werden veröffentlicht, die die gesetzlichen Kriterien erfüllen“
 (d.h. nach den Verfahrensvorschriften des  PiS-Änderungsgesetz vom 22. Dezember 2015, insbesondere mit einer Mindestbeteiligung von 13 Richtern).

Aus den üblichen Erklärungen der Regierungsseite im Streit um den TK ragt Kommentierung der Entschließung des Obersten Gerichts durch die Pressesprecherin der PiS-Fraktion heraus:
„Die heutige Stellungnahme des Obersten Gerichts... ist eine weitere Verbreiterung der Anarchie in unserem Land. Hier hat sich wirklich eine Kumpanei gebildet, die den status quo der früheren Regierung verteidigt.“
 Die Richtervereinigungen protestierten entschieden gegen diese Verunglimpfung.
 VII. Europa muss reagieren

1. Die Kommission prüft Maßnahmen
Da das Änderungsgesetz zum Gesetz über das Verfassungstribunal eindeutig gegen das Rechtsstaatsprinzip verstößt, verletzt es auch Art. 2 des EU-Vertrags (EUV), wonach dieses Prinzip zu den Werten gehört, auf die sich die Union gründet. Art. 7 EUV sieht für diesen Fall die Durchführung eines Sanktionsverfahrens gegen den betreffenden Staat vor, das zu einer Aussetzung von Rechten dieses Staates führen kann, insbesondere zum Verlust des Stimmrechts im Rat. 

Für das Verfahren nach Art. 7 EUV hat die Kommission 2014 einen sog. EU-Rahmen festgelegt
, der grob zusammengefasst aus drei Stufen besteht:  Sachstandsanalyse der Kommission, gegebenenfalls Empfehlung der Kommission, bei Nichtbefolgung gegebenenfalls Vorschläge an den Rat für Maßnahmen nach Art. 7 EUV. Das Verfahren soll in ständiger Konsultation mit dem Staat durchgeführt werden.

Die EU-Kommission hat Anfang des Jahres das betreffende Verfahren gegen Polen eingeleitet, um auf der ersten Stufe den Sachstand zu klären. Nach der Erklärung der polnischen Regierung, das Urteil des Verfassungstribunals vom 9. März 2016 (und weitere Urteile mit der betreffenden Besetzung der Richterbank) nicht befolgen und nicht veröffentlichen zu wollen sowie nach der eindeutigen Stellungnahme der Venedig-Kommission
, deren Vorschläge die polnische Regierung ebenfalls nicht akzeptiert, dürfte eine weitere Sachaufklärung nicht erforderlich sein. 

Daher muss die Kommison nun ihrerseits auf der sog. zweiten Stufe des Sanktionsverfahrens der polnischen Regierung Vorschläge für die Beendigung des rechtsstaatswidrigen Zustands unterbreiten.

2. Die Resolution des Europäischen Parlaments
Das Europäische Parlament hat am 13. April 2016 in einer von fünf Fraktionen eingebrachten Resolution
 die polnische Regierung scharf kritisiert:
„Das europäische Parlament…

3. äußert ernsthafte Sorge, dass die effektive Lähmung des Verfassungsgerichtshofs in Polen Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit gefährdet;

4. fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, das Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 9. März 2016 zu achten, zu veröffentlichen und unverzüglich umzusetzen sowie die Urteile vom 3. und 9. Dezember 2015 umzusetzen;

5.fordert die polnische Regierung auf, die Empfehlungen der Venedig-Kommission uneingeschränkt umzusetzen; teilt den Standpunkt der Venedig-Kommission, wonach verfassungsgerichtliche Entscheidungen gemäß der polnischen Verfassung sowie den europäischen und internationalen Normen geachtet werden müssen; …

7.... fordert die Kommission für den Fall, dass die polnische Regierung die Empfehlungen der Venedig-Kommission im Laufe des strukturierten Dialogs nicht einhält, dazu auf, dass sie mit der Aussprache einer „Empfehlung zur Rechtsstaatlichkeit“ die zweite Phase des Rechtsstaatlichkeitsmechanismus einleitet...“
VIII. Das Dilemma der PiS-Regierung mit der Forderung nach einem totalen Abtreibungsverbot
Ein weiterer -durchaus unbeabsichtigter- Konflikt mit der Zivilgesellschaft ist der PiS-Regierung

durch die katholische Kirche entstanden, die zusammen mit dem polnischen Zweig der internationalen Bewegung „Pro life“ ein uneingeschränktes Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung anstrebt. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage
 -eine der restritivsten in Europa- entfällt die Strafbarkeit der Schwangerschaftsunterbrechung in drei Fällen: 

· Lebensgefahr oder schwerwiegende Gesundheisgefährdung der Schwangeren;

· schwere und nicht heilbare Schädigung des Fötus;

· Schwangerschaft als Folge einer Straftat.

Die genannte Initiative wird von einem beträchtlichen Teil der PiS-Abgeordneten unterstützt. Der Episkopat der katholischen Kirche hat am Sonntag, dem April 2016, in allen Kirchen einen Brief verlesen lassen, mit dem das uneingeschränkte Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung gefordert wird.

Da sich bereits erheblicher Widerstand in der Öffentlichkeit gezeigt hat
 und auch nicht mit einer einheitlichen Unterstützung in der Fraktion zu rechnen ist, sieht die PiS-Partei gegenwärtig davon ab, selbst einen entsprechenden Gesetzentwurf im Sejm einzubringen. Ihr Dilemma wird jedoch durch ein entsprechendes Volksbegehren heraufbeschworen. Denn nach der Verfassung
 hat auch eine Gruppe von mindestens 100 000 wahlberechtigten Bürgern das Recht, ein Gesetz im Sejm einzubringen. Die Unterschriftensammlung beginnt in diesen Tagen. 

Das Dilemma, sogar für ein Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung nach Vergewaltigung eintreten zu müssen, zeigt sich z.B. darin, dass der Vorsitzende Kaczyński erklärte, er sei als treuer Anhänger der Kirche selbstverständlich für das Totalverbot; es werde bei der Abstimmung aber keinen Fraktionszwang geben. Auch Premierministerin Szydlo äußerte nur eine entsprechende

„persönliche“ Meinung.

1. Fortsetzung v. 15. Juni 2016
IX. Vor der zweiten Stufe des Sanktionsmechanismus der EU-Kommission

1. Das Schreiben der Kommission vom 1. Juni 2016 
Der oben dargestellte Mechanismus des sogenannten EU-Rahmens für das Sanktionsverfahren gegen ein EU-Mitglied nach Art. 7 EUV, das die Werte missachtet, auf die sich nach Art. 2 EUV die Union gründet  (Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte), ist nunmehr mit einem Schreiben der EU-Kommission von Anfang Juni 2016 an die polnische Regierung in der ersten Stufe abgeschlossen. Dessen Wortlaut ist bisher nicht bekannt, jedoch ergibt sich sein Inhalt aus einer entsprechenden Verlautbarung auf der Internetseite der EU-Kommission.
 Dort heißt es u.a.:
„Die derzeitigen Bedenken der europäischen Kommission betreffen folgende Punkte:

- die Ernennung der Richter des Verfassungsgerichts und die Umsetzung der einschlägigen Urteile des Verfassungsgerichts vom 3. und 9. Dezember 2015,

- das Gesetz vom 22. Dezember 2015 zur Änderung des Gesetzes über das Verfassungsgericht, das Urteil des Verfassungsgerichts vom 9. März 2016 in Bezug auf dieses Gesetz und die Missachtung der seit dem 9. März 2016 ergangenen Urteile des Verfassungsgerichts,

- die Wirksamkeit der Prüfung der Verfassungsmäßigkeit neuer Vorschriften, die 2016 verabschiedet worden und in Kraft getreten sind.

Die polnischen Behörden sind nun aufgefordert, ihrerseits Bemerkungen zu der Stellungnahme vorzulegen... werden die Bedenken nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums ausgeräumt, kann die Kommission eine Empfehlung zur Rechtsstaatlichkeit abgeben. Hierdurch würde die zweite Phase des Rahmens zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips eingeleitet...“
In einer weiteren Verlautbarung
 heißt es u.a.: „Das polnische Parlament hat eine Reihe sensibler neuer Rechtsakte wie ein neues Mediengesetz angenommen; weitere Rechtsakte sind in Vorbereitung. Mit Schreiben vom 1. Februar 2016 und vom 3. März 2016 ersuchte die Kommission die polnische Regierung um Informationen über den Stand und den Inhalt einer Reihe von Gesetzesreformen, die ihr aber bislang nicht übermittelt worden sind. In den Augen der Kommission ist es unerlässlich, dass das Verfassungsgericht in vollem Umfang in der Lage ist, eine wirksame verfassungsgerichtliche Prüfung zu gewährleisten...“
Damit wird deutlich, dass es auch für die EU-Kommission nicht nur um das Verfassungstribunal als solches geht, sondern auch konkret darum, dass das ausdrücklich genannte Mediengesetz und weitere verfassungsrechtlich bedenkliche PiS-Gesetze der verfassungsgerichtlichen Kontrolle unterworfen werden müssen, um einen Verfall der Rechtsstaatlichkeit in Polen zu verhindern. Aber was nutzt das alles, wenn mit Sicherheit -worauf unten im einzelnen einzugehen ist- die polnische Regierung in keiner Weise den Forderungen der Kommission nachkommen wird?
2. Die offenkundug zu erwartende Ergebnislosigkeit des Sanktionsverfahrens nach Art. 7 EUV im Fall Polens
Die EU-Kommission entscheidet nicht selbst über die nach Art. 7 EUV möglichen Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat, sondern kann aufgrund ihrer Vorarbeit nach dem sogenannten EU-Rahmen einen entsprechenden Antrag an den Europäischen Rat stellen. Für das Verfahren im Rat ist nun wiederum ein stufenförmliches Verfahren vorgeschrieben: 

In der ersten Stufe „kann der Rat mit der Mehrheit von vier Fünfteln seiner Mitglieder nach Zustimmung des europäischen Parlaments feststellen, dass die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der in Art. 2 genannten Werte durch einen Mitgliedstaat besteht.“ 
In der zweiten Stufe „kann der Europäische Rat einstimmig feststellen, dass eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung der in Art. 2 genannten Werte durch einen Mitgliedstaat vorliegt…“
und dann „mit qualifizierter Mehrheit  beschließen, bestimmte Rechte auszusetzen, die sich aus der Anwendung der Verträge auf den betroffenen Mitgliedstaat herleiten, einschließlich der Stimmrechte des Vertreters der Regierung dieses Mitgliedstaats im Rat...“
Mit der Wiedergabe dieser Bestimmungen wird deutlich, dass Regierung und Parlamentsmehrheit der PiS Sanktionen nach Art. 7 EUV nicht zu befürchten haben. Es ist schon fraglich, ob die 4/5- Mehrheit von 21 Stimmen
 für die erste Stufe zustande käme. Mit Sicherheit würde mindestens Orbàn für Ungarn, wie bereits angekündigt, in der zweiten Stufe ein einstimmiges Votum verhindern. 

Ich gehe davon aus, dass die Mitglieder der EU-Kommission sich dessen bewusst sind, dass derartige Lagerbildungen und Kampfabstimmungen im Europäischen Rat eine weitere krisenhafte Entwicklung wären.

Das alles weiß natürlich auch Jarosław Kaczyński.

X. PiS -Spiel auf Zeit 
1. Vortäuschung von Kompromissbereitschaft gegenüber der EU-Kommission
In den Verhandlungen mit der EU-Kommission, deren Vizepräsident Timmermans hat mehrfach, insbesondere mit der Ministerpräsidentin Szydło gesprochen, gibt die PiS-Regierung ständig vor, im Streit um den TK kompromissbereit zu sein, ohne jedoch konkret zu werden. Ein Kompromiss ist jedoch objektiv nicht möglich, solange Kaczyński und seine Partei an ihrem klar erkennbaren Stufenplan zur Errichtung der sogenannten vierten Republik als autoritären Staat mit dauerhafter Machtsicherung der eigenen Partei festhalten. Der TK muss daher auf jeden Fall daran gehindert werden, die dafür erforderlichen Gesetze für verfassungswidrig zu erklären und damit die Regierung sogar zu zwingen, bereits vorgenommene Vollzugsakte rückgängig zu machen.

Um den Schein einer Kompromissbereitschaft aufrechtzuerhalten, hat PiS zwar ein neues Gesetz über den TK im Sejm eingebracht
, das nunmehr dritte. Es soll im Gegensatz zu den beiden bisherigen nicht wieder im Wege der Blitzgesetzgebung beschlossen, sondern ausführlich beraten werden. Damit kann man darauf verweisen, dass es ein demokratisches Gesetzgebungsverfahren gebe und dass Ergebnis offen sei. In Wirklichkeit enthält der Gesetzentwurf aber nahezu alle bisherigen, bereits durch Urteil vom 9. März 2016 für verfassungswidrig erklärten Regelungen mit dem Zweck der Lahmlegung des Gerichts.
 Das Gesetz stellt aber auch einen neuen Trick dar, um die Auseinandersetzung über die Veröffentlichung des Urteils des TK vom 9. März 2016 obsolet werden zu lassen: Es enthält eine vollständige Neufassung des Gesetzes über den TK und sieht daher die Aufhebung des Gesetzes vom 25. Juni 2015 mit allen PiS-Änderungen vor, auf die sich ja das Urteil bezieht. Mit dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes würde also das ganze Spiel von vorn beginnen.  

Außer der Vermeidung einer Konfrontation mit der EU-Kommission gibt es für PiS zwei Anlässe, die Dinge gegenwärtig nicht auf die Spitze zu treiben:

Im Juli findet in Warschau das NATO-Gipfeltreffen statt, auf dem eine Anprangerung Polens wegen der Verletzung elementarer Grundsätze, für die auch die Nato steht, vermieden werden muss. Auch beim Besuch des Papstes Ende Juli 2016 in Krakau anlässlich der katholischen Weltjugendtage darf dem Oberhaupt der katholischen Kirche kein Anlass gegeben werden, seiner Eigenart entsprechend die Dinge beim Namen zu nennen.

2. Resolution des Sejm
In einem eigenartigen Gegensatz zu dieser Beschwichtigungspolitik der Regierung steht die von der PiS-Mehrheit beschlossene Resolution des Sejm am 20. Mai 2016
, die als offene Provokation gegenüber der EU angesehen werden muss.

Während Polen sich natürlich mit seinem Beitritt 2004 zur Einhaltung der in Art. 2 EUV genannten Grundwerte verpflichtet und dem zugehörigen Reglement nach Art. 7 EUV unterworfen hat, heißt es demgegenüber jetzt klipp und klar:
Beschluss des Sejm der Republik Polen vom 20. Mai 2016
bezüglich der Verteidigung der Souveränität der Republik Polen und des Rechts seiner Bürger. 

Die Republik Polen ist nach der Verfassung ein souveräner demokratischer Rechtsstaat. In der letzten Zeit wurde die  Souveränität unseres Staates verletzt, indem zugleich die Grundsätze der Demokratie, die Rechtsordnung und der gesellschaftliche Frieden in Polen infrage gestellt wurden. 

Der Vorwand für diese Handlungen ist die Angelegenheit des politischen Streits um das Verfassungstribunal. Der Sejm der Republik Polen stellt fest, dass das Recht und die Freiheit der Bürger in unserem Staat nicht gefährdet sind. Neue rechtliche Lösungen im Hinblick auf das Verfassungstribunal können allein als Ergebnis des im Sejm der Republik Polen geführten Dialoges festgelegt werden. Die parlamentarische Mehrheit ist dazu bereit, einen solchen Kompromiss in Zusammenarbeit mit den Oppositionsparteien zu suchen.

Durch die europäischen Institutionen sind gleichfalls Versuche unternommen worden, Polen Entscheidungen in der Angelegenheit von Immigranten aufzuzwingen, die nach Europa gelangt sind. Die erwarteten Entscheidungen zur Lösung dieses Problems haben keine Grundlage im europäischen Recht, verletzen die Souveränität unseres Staates, europäische Werte und den Grundsatz der gegenseitigen Unterstützung in der Europäischen Union. Sie bringen auch eine Gefährdung der gesellschaftlichen Ordnung in Polen, der Sicherheit seiner Bürger sowie des zivilisatorischen Erbes und der nationalen Identität mit sich.

Der Sejm der Republik Polen fordert die Regierung auf, sich jeglichen Handlungen gegen die Souveränität des Staates zu widersetzen, und stellt fest, dass die Regierung zur Verteidigung des nationalen Interesses und der verfassungsmäßigen Ordnung in der Republik verpflichtet ist.
Die Schärfe der Wortwahl wirft natürlich die Frage auf, welcher Zweck mit dieser Entschließung verfolgt wird. Geht es darum, einer unter Druck geratenen Regierung den Rücken zu stärken? Oder  sollen damit vielleicht Mitglieder der Regierung, die an der Richtigkeit des von Kaczyński  vorgegebenen Kurses zweifeln, auf Vordermann gebracht werden? Diese Fragen lassen sich gegenwärtig noch nicht beantworten.
XI. Gegenwart und Zukunft des Verfassungstribunals 

1. Tätigkeit nach dem 9. März 2016
Das Verfassungstribunal (im Folgenden wieder entsprechend der in Polen üblichen Abkürzung: der TK -Trybunał Konstytucyjny) hat nach seiner Entscheidung vom 9. März 2016 über die Verfassungswidrigkeit des PiS-Änderungsgesetzes vom 22. Dezember 2015 über die Verfassungsgerichtsbarkeit seine Tätigkeit routinemäßig fortgesetzt. Es besteht nach wie vor nur aus zwölf anstelle der in der Verfassung vorgesehenen 15 Richter, weil die nach seiner Auffassung rechtmäßig vom Vorgängersejm auf die in dessen Wahlperiode vakant gewordenen Richterstellen gewählten drei Richter vom Staatspräsidenten Duda nicht vereidigt worden sind, während die von der PiS-Mehrheit im neuen Sejm auf diese Stellen gewählten Richter zwar vereidigt, aber vom TK nicht als rechtmäßig berufen anerkannt werden.
 Der TK hat in der Zwischenzeit in zahlreichen Fällen, u.a. in der Plenarbesetzung mit zwölf Richtern, die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen der vorangegangenen Wahlperiode -teil positiv, teils negativ- entschieden, jedoch noch nicht über die Verfassungklagen gegen die oben im Einzelnen dargestellten PiS- Gesetze (über den öffentlichen Rundfunk, den öffentlichen Dienst, die Polizei und Geheimdienste, die Staatsanwaltschaft) der laufenden Wahlperiode. In diesen Sachen sind bisher auch keine Termine anberaumt worden. 

Die Regierung verweigert die Veröffentlichung auch dieser Urteile.
2. Abweichende Voten der PiS-Richter 
Die drei ordnungsgemäß von der PiS- Mehrheit im neuen  Sejm gewählten drei Richter haben jeweils ihre abweichenden Meinungen den Urteilsbegründungen der neueren TK-Entscheidungen hinzugefügt, wonach der TK nicht in der Besetzung mit nur zwölf Richtern hätte entscheiden dürfen. Ausführlicher ist  dies stets von dem Richter Pszczółkowski
 begründet worden
:
„… Das Urteil erging im Widerspruch zu den Vorschriften des Gesetzes vom 25. Juni 2015…, geändert durch das Gesetz vom 22. Dezember 2015… Grundlage für die Nichtanwendung der Verfahrensregeln durch das Verfassungstribunal, die in dem Gesetz… über die Änderung .. vorgesehen sind, kann  nach meiner Meinung nicht die Entscheidung vom 9. März 2016 sein... Die Entscheidung des TK vom 9. März 2016 ist… nicht veröffentlicht worden. Nach Art. 190 Abs. 2 und 3 der Verfassung ist sie daher nicht rechtskräftig geworden und hat … das Änderungsgesetz nicht außer Kraft gesetzt, das weiterhin verbindlich ist und angewendet werden muss...

Gemäß Art. 2 Abs. 1 des Änderungsgesetzes… hätte in der Sache... die Plenarbesetzung unter Beteiligung von mindestens 13 Richtern entscheiden müssen...“
Das abweichende Votum unterschlägt den -ausführlich oben wiedergegebenen
- Teil der Begründung des TK-Urteils vom 9. März 2016, wonach es für die Wirksamkeit und Allgemeinverbindlichkeit seiner Urteile allein auf die Verkündung im Gerichtssal und nicht erst auf die Verröffentlichung im Gesetzblatt  ankommt. Dem hatte sich dann ja auch die Allgemeine Richterversammlung des Obersten Gerichts angeschlossen.
 

Die unverblümte Wiederholung der PiS-Propaganda in der Form abweichender Richtervoten berechtigt dazu, die betreffenden drei Richter im Folgenden als „PiS-Richter“ zu bezeichnen.

Zusammenfassend wird hier eine Kette geschickter Zusammenarbeit von Mandats-und Amtsträgern sowie Richtern der PiS in der Regie von Kaczyński sichtbar:
►Verhinderung der vollständigen Besetzung des Gerichts mangels Vereidigung der in der vorigen Wahlperiode gewählten drei Richter durch den Präsidenten,
►Erhöhung der Mindestzahl der für die Entscheidungen in Plenarbesetzung erfordernlichen Richter von bisher 10 auf 13 durch das Änderungsgesetz vom 22. Dezember 2015,

►Nichtveröffentlichung des TK-Urteils vom 9. März 2016 über die Verfassungswidrigkeit des Änderungsgesetzes,
►Nichtanerkennung dieses Urteils durch die PiS-Richter unter Berufung auf die fehlende Veröffentlichung im Gesetzblatt und seine daraus angeblich folgende mangelnde Verbindlichkeit.

3. Szenarien für die Zukunft des TK
Aus der gegebenen Machtkonstellation lassen sich -abgesehen von den bisherigen Machenschaften der Nichtveröffentlichung und Nichtanerkennung seiner Urteile- realistische Szenarien für die Zukunft des TK ableiten:

a) Sollte Präsident Rzepliński Termine für Entscheidungen über die Verfassungsmąßigkeit umstrittener PiS-Gesetze ansetzen, kann damit gerechnet werden, dass die drei PiS-Richter unter Berufung auf ihre vorstehend wiedergegebene ständige abweichende Meinung überhaupt ihre Teilnahme verweigern und damit nicht einmal die bisher im Gesetz vorgesehene Mindestzahl von zehn Richtern bei Plenarentscheidungen erreicht wird, mit anderen Worten der TK tatsächlich entscheidungsunfähig wäre. Gerade dies könnte Präsident Rzepliński davon abhalten, die betreffenden Sachen zu terminieren.
b) Die Wahlperiode des Präsidenten Rzepliński endet im Dezmeber 2016. Nach dem -auch insoweit vom TK für verfassungswidrig erklärten- Änderungsgesetz hat die Allgemeine Richterversammlung des TK jeweils drei (nach der bisherigen Regelung zwei) dem Staatspräsidenten zu nennende Kandidaten zu wählen, von denen dieser einen zum Präsidenten bestimmt. Sollte es bei dieser Wahl bei der Richterzahl zwölf bleiben, würde der von den drei PiS- Richtern gewählte Kandidat   rechnerisch immer zu den drei dem PiS-Präsidenten Duda zu benennenden Kandidaten gehören.  

Ein Grund mehr für Kaczyński und seine Gefolgschaft, keinerlei Kompromisse einzugehen!

4. Geheimgespräche des Präsidenten
M.E. hat in dem eines Rechtsstaats unwürdigen Spiel auch der Präsident des TK Rzepliński nicht immer eine seinem Amt entsprechende Rolle gespielt. 

In seiner Rede zum Verfassungstag im Sejm am 3. Mai erklärte Kaczyński zur Auseinandersetzung um den TK u.a.
: 
„Es sind Gespräche geführt worden.  Nicht wir haben  einen Kompromiss abgelehnt, sondern Präsident Rzepliński, dies will ich hier klar erklären...“
Daraufhin musste Rzepliński gegenüber der Öfferntlichkeit einräumen
,  dass er zwei Geheimgespräche mit einem Vertreter Kaczinskis
 geführt hat, was ihn über den  Inhalt dieser Gespräche in Erklärungsnot brachte. Dies veranlasste Vizeprąsident Biernat zu einem offiziellen Kommuniqué
 des TK über den Inhalt dieser Gesprąche, in dem es u.a. heißt: 
„Der Vorwurf  der Ablehnung eines Kompromisses trifft nicht zu, weil dessen Inhalt doch nicht die Nichtbeachtung des Inhalts der Urteile des Trybubals vom 3. Dezember 2015 und 9. März 2016 durch den Präsidenten sein kann. Das Trybunal kann nicht Beteiligter politischer Kompromisse sein...“  
XII. Zivilgesellschaftlicher Widerstand
Bedeutung und Umfang des zivilgesellschaftlichen Widerstands gegen die begonnene Umsetzung der PiS-Pläne für die Schaffung eines autoritären Staates sind von außen schwer einzuschätzen und können daher nur oberflächlich dargestellt werden.

1. Berufsverbände
In den von der PiS-Gesetzgebung betroffenen Berufszweigen der Richter, Staatsanwälte, Journalisten und Angehörigen des öffentlichen Dienstes haben zahllose Berufsvereinigungen gegen die erlassenen Regelungen protestiert, natürlich ohne jeden Eindruck auf die Herrschenden. 
2. KOD
Sehr professionell und erfolgreich organisiert das Komitee zur Verteidigung der Demokratie (Komitet Obrony Demokracji, im folgenden: der KOD) 
 schon seit Anfang des Jahres große Kundgebungen gegen die  betreffende PiS-Politik.  So gab es  zum Beispiel am 4. Juni 2016 in allen größeren polnischen Städten
 Großdemonstrationen des KOD aus Anlass des Jahrestages der ersten (halb-) freien Parlamentswahlen 1989, die zur Bildung einer Koalitionsregierung der Solidarność- Bewegung mit den Kommunisten unter dem nichtkommunistischen Ministerpräsidenten Mazowiecki führten und damit das Ende des Ostblocks einleiteten. Der Mobilisierungserfolg dieser Bewegung beruht auf der professionellen Nutzung der neuen Medien, insbesondere der sozialen Netzwerke. Wie immer wieder berichtet wird, zeichnen sich ihre landesweiten Kundgebungen durch eine fröhliche Atmosphäre, witzige Plakate
 und die Mitwirkung prominenter Künstler und bekannter Journalisten aus. Es hat bisher keinerlei Ausschreitungen von Seiten der Demonstranten oder gegen sie gegeben. KOD will nach den Worten seines Sprechers Kijowski
 keine Partei sein oder werden, sondern die Parteien in der Auseinanderwsetzung mit einer Regierung unterstützen, die die Verfassung bricht. 

3. Oppositionsparteien
Von den Oppositionsparteien gewinnt nach meinem Eindruck am ehesten die Partei Nowoczesna (Die Moderne) Profil in der Auseinandersetzung mit der PiS-Politik. Dies dürfte insbersondere an dem öfentlichen Auftreten ihres gut aussehenden und redegewandten Vorsitzenden Ryszard Petru unter anderem auf den Kundgebungen des KOD liegen, mit dem sie und kleinere Oppositionsparteien die Koalition „Freiheit, Gleichheit, Demokratie” („Wolnosc, Rownosc, Demokracja”) gebildet hat.

Die PO (Bürgerplattform-Platforma Obywatelska), die nach zwei Regierungswahlperioden eine herbe Niederlage bei den Parlamentswahlen 1915 hinnehmen musste, hat sich hiervon anscheinend noch nicht erholt
 und ist bisher nicht in der Lage, ein neues Konzept und eine dazu passende aktive neue Führung zu finden. Die PO ist der vorgenannten Koaltion bisher nicht beigetreten. Im Aufwind befindet sich Nowoczesna.
 Alle anderen Parteien spielen gegenwärtig keine wesentliche Rolle. Dies gilt insbesondere für das nicht mehr im Sejm vertretene postkommunistische sozialdemokratische Bündnis (SLD)
 und die vor den letzten Wahlen neu gegründete linksalternative Partei Razem (Gemeinsam).
Demgegebüber kann sich PiS auch in den neuesten Meinungsumfragen behaupten.

4. Kommunale Selbstverwaltung
Die bereits in meiner Einleitung genannte starke kommunale Selbstverwaltung in Polen hat sich in der Tat als potenzielle Widersacherin der PiS-Politik gezeigt. So haben in mehreren Großstädten die Stadtparlamente ihre Solidarität mit dem TK dadurch bekundet, dass sie in entsprechenden Resolutionen die Stadtverwaltung aufforderten, dessen Entscheidungen zu beachten. 

5. Medien
Im Bereich der Medien spielt die führende Rolle in der zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzung mit der PiS- Politik zweifellos die Gazeta Wyborcza
, die auflagenstärkste überregionale Tageszeitung. Sie informiert täglich umfassend und objektiv über alles, was mit dem Tagesgeschehen im Zusammenhang mit den Aktivitäten für und gegen diese Politik zusammenhängt. Ferner werden die Ereignisse, etwa um den TK, sachkundig kommentiert bzw. mit Interviews beleuchtet, immer mit der Grundausrichtung, dem geplanten Systemwechsel zum autoritären Staat Widerstand entgegenzusetzen. 

Welche Bedeutung dagegen die freien Rundfunk- und Fernsehsender in der Auseinandersetuzng um die PiS-Politik haben, nachdem -wie geschildert- PiS die öffentlichen Sender zum Staatsrundfunk mit Pis-Propaganda selbst in den Nachrichtensendungen gemacht hat, erschließt sich dem außenstehenden Beobachter dagegen nicht.

6. Solidarność
Mit typisch polnischem Pathos wandten sich am 4. Juni 2016 Walęsa und die ihm nachfolgenden   Präsidenten Kwaśniewski und Komorowski sowie zahlreiche führende ehemalige Aktivisten der   Solidarność und bekannte Politiker mit einer „Solidaritätsadresse an die Völker der Europäischen Union“
, die auf der KOD-Kundgebung in Warschau verlesen wurde. Dieser Aufruf soll hier zum Abschluss nicht fehlen:
„Am 4. Juni 1989 erfüllte sich der Traum der Polen und der Völker Ostmitteleuropas. Nach langem und hartnäckigem Kampf erlangten wir die Freiheit und die Möglichkeit des Anschlusses an die anderen freien Europäer, die eine gemeinsame Zukunft unseres Kontinents aufbauen.

Am 4. Juni 1989 waren wir voll der Hoffnung auf  eine gute gemeinsame Zukunft. Wir waren uns unserer Kraft und Möglichkeiten bewusst, stolz, dass unsere Generation das tragische Erbe des Krieges und der Abhängigkeit überwand.

Daher beobachten wir heute besorgt, wie Europa den Glauben an seine Träume und Kraft verliert. In den Gesellschaften wächst die Furcht vor den Fremden.  Die Menschen, insbesondere die jungen sind um ihre Zukunft und  Sicherheit besorgt. Das Gespenst einer militärischen Aggression von Seiten des imperialistischen Russland kehrt zurück. An die Stelle überwundener Mauern treten neue. Bedroht sind die Einheit der Union und ihr Fundament: die Solidarität. Die Ängste der Bürger nutzen populistische  und nationalistische Politiker aus. Indem sie Furcht erregen und leere Versprechungen  machen, greifen extreme Parteien nach der Macht.

Nur ein vereintes und integriertes Europa hat die Chance, sich an den schwierigen Prozessen zu beteiligen, die auf der gemeinsamen Welt entstehen. Jeder für sich und entzweit bleiben wir ein Freiluftmuseum und kein Kontinent der Entwicklung und der Hoffnung.

Wir, die Europäer müssen aus der Lethargie erwachen! Verteidigen wir unsere Werte, unser Vaterland, das gemeinsame Europa! 

Dafür brauchen wir Solidarität. Im September 1981 richtete die erste Versammlung der Gewerkschaft Solidarität ihren historischen „Apell an die Völker Ostmitteleuropas“  mit der Bekundung der Hoffnung auf einen gemeinsamen Sieg. Damals erschienen uns die Worte von Freiheit und Bürgerrechten als Wunschbilder. Aber wie schnell war auch das scheinbar Unmögliche zur Wirklichkeit geworden.
Glauben wir fest daran, dass heute wie damals alles von uns abhängt.

Daher rufen wir noch einmal von den Plätzen und Straßen, auf denen Solidarność entstand, alle Europäer zur Solidarität auf. Wir rufen aus einem Land, das selbst in unerwartete Schwierigkeiten geraten ist, wo die wichtigsten Werte bedroht sind: die Demokratie, die Herrschaft des Rechts, die Freiheiten des Einzelnen. Wir sagen das mit der Stimme tausender Menschen, freier Bürger Polens, die seit einem halben Jahr auf den Straßen ihre Verbundenheit mit der Demokratie, dem Recht und dem gemeinsamen Europa bekunden.

Vertrauen wir darauf, dass mit zivilgesellschaftlichem Engagement und Solidarität Polen und Europa aus der gemeinsamen Bedrückung unversehrt  herauskommen.“
Fortsetzung folgt (umfassendes Mediengesetz, Verschärfung des politischen Strafrechts, Aufstellung paramilitärischer Verbände usw.) 

�	Dabei ist daran zu erinnern, dass Jósef Piłsudski, der 1926 mit seinem Staatsstreich die parlamentarische Demokratie der zweiten Republik in Polen beseitigte, das große Vorbild des Parteivorsitzenden der PiS Kaczyński ist.


�	Sojus Demokraticzna Lewica - Bündnis der demokratischen Linken


�	Meine polnische Freundin, die bekannte Journalistin Janina Jankowska meinte in einem Fernsehkommentar, der einzige Unterschied zur Handlungsweise bisheriger Koalitionsmehrheiten liege darin, dass eine Partei die  „Beute“ allein für sich behalte. Neuerdings protestiert auch sie jedoch entschieden gegen die Entlassung „berühmter Journalisten“ (Gazeta Wyborcza ).


�	Berühmtes Beispiel war der „court packing plan“ Roosevelts, um die konservativen Gegner des New Deal im Supreme Court zu überspielen.


�	Art. 188 ff. der Verfassung der Republik Polen


�	Justizminister Ziobro im Radiointerview: „Das Verfassungstribunal verteidigt das Interesse fetter Katzen“ ( „Trybunał Konstytucyjny broni interesu tłustych kotów“)


�	vom 25. Juni 2015 – Dz.U. poz. 1064


�	Die Wahlperiode des bisherigen Sejm endete am 8. November 2015, d. h. erst zwei Tage vor der ersten Sitzung des neuen Parlaments, wie das Verfassungstribunal in seinem Urteil vom 3. Dezember 2015 (s. unten Fußnote 8 (Tz 6.16 S. 40) unter Hinweis auf die Fristbestimmung der Verfassung ausführt.


�	Dz.U. poz. 1928


�	Krajowa Rada Sądownictwa – nach Art. 186 f. der Verfassung geschaffenes Verfassungsorgan zur Wahrung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Rechtsprechung, bestehend aus den Präsidenten des Obersten Gerichts und des Oberen Verwaltungsgerichts, dem Justizminister sowie gewählten Personen.  


�	Rzecznik Praw Obywatelskich – in Art. 208 ff. der Verfassung bestimmter Ombudsmann


�	s. Monitor Polski 2015 poz. 1135 ff.


�	s. Wortlaut der 5 Wahlbeschlüsse mit den Namen der Gewählten in Monitor Polski 2015 poz. 1186 ff.


�	  Art. 44 Abs.1


�	 Die dafür zuständige Leiterin des Büros der Premierministerin, Ministerin Beata Kempa, verhinderte zunächst die   nach der Verfassung zwingend vorgeschriebene umgehende Veröffentlichung dieses Urteils und rechtfertigte dies gegenüber der Presse damit, dass das Urteil wegen falscher Besetzung des Gerichts unwirksam sei und unwirksame Urteile nicht veröffentlicht werden müssen. 


�	wiedergegeben auf der Internetseite des Verfassungstribunals � HYPERLINK "http://otk.trybunal.gov.pl/orzeczenia/ezd/sprawa_lista_plikow.asp?syg=K 34/15"��http://otk.trybunal.gov.pl/orzeczenia/ezd/sprawa_lista_plikow.asp?syg=K%2034/15�; das Gericht stellt in der Begründung zunächst ausführlich die Bedeutung der Verfassungsrechtsprechung im Rechtsstaat dar, sozusagen als Ermahnung an den Gesetzgeber. 


�	S. 40 f. aaO


�	Nach Presseberichten sollen sich die Gewählten sogleich zum Gebäude des Verfassungstribunals begeben haben, um -erfolglos- unter Berufung auf ihre Wahl die Verschiebung der Sitzung des Gerichts zu verlangen. 


�	wiedergegeben auf der Internetseite des Verfassungstribunals � HYPERLINK "http://otk.trybunal.gov.pl/orzeczenia/ezd/sprawa_lista_plikow.asp?syg=K 35/15"��http://otk.trybunal.gov.pl/orzeczenia/ezd/sprawa_lista_plikow.asp?syg=K%2035/15�; die über 60 Seiten lange Begründung enthält eine Fülle hochinteressanter grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Ausführungen, die hier nicht einmal in Ansätzen wiedergegeben werden können.


�	Tz 3.5.3.2 Rnr. 2141


�	Tz 7 Rnr. 313 ff.


�	Diese hatten sich selbstverständlich für befangen erklärt und waren deshalb aus dem Verfahren ausgeschlossen; Beschluss des Verfassungstribunals vom 2. Dezember 2015 aaO Fn 9


�	Tz 8 Rnr 321 ff.


�	Dz.U. Poz. 2217


�	Diese Änderung wird womöglich nach dem Ende der Wahlperiode des Präsidenten Rzepliński im Dezember 2016 eine entscheidende Rolle spielen.


�	Ein besonderer Trick, weil als Ergebnis des Streits um die letzten Richterwahlen das Gericht tatsächlich nur mit 12 Richtern besetzt ist; der „Trick 13“ wird daher im Streit unm den TK noch eine besondere Rolle spielen. 


�	Auch diese Regelung wird die Auseinandersetzung um den TK bestimmen.


�	 veröffentlicht unter � HYPERLINK "http://trybunal.gov.pl/s/u-815/"��http://trybunal.gov.pl/s/u-815/� 


�	Auf der Intenetseite des Tribunals (� HYPERLINK "http://www.trybunal.gov.pl/sedziowie-trybunalu/"��www.trybunal.gov.pl/sedziowie-trybunalu/�) wird die aktuelle Zusammensetzung des Tribunals ausgeführt. Sie umfasst 12  „entscheidende Richter” (sędziowie orzekający) einschließlich der beiden am 2. Dezember vom neuen Selm auf die im Dezember 2015 freigewordeenen Stellen gewählten. Ferner werden fünf weitere Richter aufgeführt, deren „Status sich aus dem Urteil des Verfassungstribunals vom 3. Dezember 2015...ergibt“, nämlich drei am 2. Dezember 2015 vom neuen Sejm gewählte, die „auf die Aufnahme richterlicher Verpflichtungen“ warten, sowie drei vom alten Selm am 7. November 2015 gewählte, „die auf ihre Vereidigung warten“. Für den Streit um die angebliche Parteilichkeit der bisher gewählten Richter ist interessant, dass alle Professoren sind, mit Ausnahme eines früher gewählten und der beiden von der PiS-Mehrheit neu gewählten.


�	Gazeta Wyborcza a.a.O.


�	Im deutschen Sprachgebrauch umfasst der Begriff des Rundfunks sowohl den Hörfunk als auch das Fernsehen


�	Vom 29. Dezember 1992  in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2015 Dz.U. poz. 1531 


�	Art. 26 


�	Art. 27


�	Art. 28


�	vom 30. Dezember 2015 Dz.U. 2016 r. poz. 25


�	So ist z.B. im ersten polnischen Fernsender (TVP 1) neuer von der Regierung eingesetzter Leiter Jacek Kurski, Journalist und stark polarisierender PiS-Politiker, der seinerzeit die PiS-Wahlkampagne gegen den Spitzenkandidaten der PO Tusk mit der Hetze betrieb, dessen Großvater habe in der Wehrmacht gedient. Nach Mitteilung des Vorsitzenden des KRRITV an die Journalistenvereinigung (www.towarzystwodziennikarskie.org)sind der Säuberung ungefär 120 Leiter und  und Aufsichtsräte zum Opfer gefallen; unabhängig davon gibt es eine Vielzahl von Journalisten, die von den neuen Leitern der Sender entlassen oder wegen der entstandenen Verhältnisse von selbst gegangen sind.


�	    Außer der bereits oben zitierten Spezialregelung für die Aufgabe des KRRIT sind hier nach der polnischen Verfassung einschlägig: die Freiheit der Presse und anderer Medien (Art. 14); das Recht der freien Meinungsäußerung sowie das Recht, Informationen zu erlangen und zu verbreiten; eine präventive Zensur von Medien und die Konzessionierung der Presse sind verboten; durch Gesetz kann jedoch die Verpflichtung zur Erlangung einer vorangehenden Konzession zum Betrieb einer Radio- oder Fernsehstation vorgeschrieben werden (Art. 54).


�	Vom 21. November 2008 in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juni 2014 Dz.U. poz.1111


�	Dz.U. 2016 poz. 24


�	poln. wysze stanowiska w służbie cywilnej


�	Art. 52


�	Art. 53 Nr. 1


�	Art. 53 Nr. 5 gestrichen durch das Änderungsgesetz


�	Art. 54 ff. gestrichen durch das Änderungsgesetz


�	    Das Gesetz trat am 22. Januar 2016 14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft.


�	Nach Presseinformationen sind davon ca. 1600 Stellen des höhere4n Dienstes betroffen, vgl. Gazeta Wyborcza a.a.O. v. 1.2.2016


�	bisher vom Vertreter der Bürgerrechte


�	Bisher habe ich keine näheren Informationen żber die tatsächlichen Auswirkungen ermittereln können.


�	im Bereich der Zollverwaltung, des Grenzschutzes, der Finanzverwaltung, der  Militärverwaltung, der Korruptionsbekämfung


�	Vom 15. Januar 2016 (DzU.poz. 147)


�	poln. kontrola operacjna


�	Der Antrag wird vollständig wiedergegeben auf der Internetseite des Sprechers der Bürgerrechte (www.rpo.gov.pl.)


�	In Deutschland käme hier wohl die sog. verfassungskonforme Auslegung im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in Betracht, wonach das beteffende Gestz nicht als verfassungswidrig verworfen,  sondern eine bestimmte einschränkende Auslegung für verbindlich erklärt wird.   


�	Gesetz vom 28. Januaar 2016 „Recht der Staatsanwaltschaft“ (Ustawa „Prawo o prokuraturze“, DzU. Poz 177) und Gesetz vom 28. Januar 2016 „Einführungsbestimmungen zum Gesetz Recht der Staatsanwaltschaft (Ustawa „Przepisy wprowadające ustawę -Prawo o prokuraturze”, DzU. Poz.178) 


�	Diese Rechtslage bestand bereits zur Zeit der ersten PiS-Regierung 2005, als Ziobro das erste Mal Justizminister war.


�	Zbigniew Ziobro ist einer der Scharfmacher im Kabinett Szydło, wie sich z.B. Auch aus seinen drohenden Schreiben an den Präsidenten des TK ergibt. Er ist der Vorsitzende der äußerst rechtsgerichteten Gruppe „Solidarna Polska“ innerhalb der PiS-Fraktion i, Sejm.  


�	Allerdings hat der Vertreter der Bürgerrechte Verfassungsbeschwerde beim TK dagegen erhoben, dass der Justizminister nach der Neuregelung willkürlich in jedes Verfahren eingreifen kann und dass die bisherigen beim Generalstaatsanwalt und bei der Berufungsstaatsanwaltschaft beschäftigten Staatsanwälte willkürlich bis in die unterste Stufe der Sdtaatsanwaltschaft versetzt werden können und vielfach tatstächlich versetzt worden sind.


�	Insbesonder bei dem bei PiS und ihrem Justizminister vorherrschenden Rechtsverstąndnis, wonach über dem Recht das „Wohl der Nation“ steht, worunter sie natürlich ihre eigene Ideologie verstehen. Man kann sich leicht vorstellen, dass mit dem von Ziobro angekündigten neuen Straftatbestand „von oben“ zum Schutz der Ehre Polens auch strafrechtliche Kampagnen gegen Kritiker geführt werden.  


�	wegen der Bedeutung der Sache in Plenarbesetzung mit 12 Richtern einschließlich der beiden auch nach Auffassung des TK rechtmäßig in der neuen Legislaturperiode gewählten und vom Präsidenten vereidigten Richtern. 


�	Einer der beiden von der PiS-Mehrheit gewählten Richter, Piotr Pszczólkowski, gab ein ebenfalls vom TK veröffentlichtes Sondervortum ab, mit dem er die Regierungsposition vertritt, wonach das Gericht mit den drei weiteren von der PiS-Mehrheit gewählten und vom Präsidenten vereidigten Richtern die verfassungsmäßig vorgesehene Zahl von 15 Richtern habe und deshalb nicht in der Besetzung von 12 Richtern hätte entscheiden dürfen. Insbesondere habe Gerichtspräsident Rzepliński auch diesen Richtern (nachdem się nach ihrer nächtlichen Vereidigung am 3. Dezember 2016 vor der Sitzung des TK angerückt waren) Arbeitszimmer im Gericht zugewiesen und die Gehaltszahlung veranlasst.  


�	Amtliche Sammlung des TK: OTK 2016 A 2 K 47/15


�	Tz 3.4 


�	Tz 5.11 


�	Dies ist, wie sich zeigen wird, der entscheidende Streitpunkt in der Auseinandersetzung über die Folgen der Nichtveröffentlichung des Urteils.


�	http://www.venice.coe.int/webforms/events/?id=2046


�	   EUROPEAN COMMISSION FOR DEMOCRACY THROUGH LAW (VENICE COMMISSION) – OPINION ON AMENDMENTS TO THE 


	ACT OF 25 JUNE 2015 ON THE CONSTITUTIONAL TRIBUNAL OF POLAND





�	Staatspräsident Duda pflegt in den betreffenden Diskussionen z.B. zurückzufragen, ob in Polen der Sejm oder das Verfassungstribunal regiert. 


�	IV Nr. 41 und 41 S. 8 des englischen Texts


�	Tz 142 und 143 S. 25


�	Stattdessen hat der Sejmmarschall die von der PiS-Mehrheit geänderte Fassung des Gesetzes über das Verfassungstribunal vom 25. Juni 2015 im Gesetzblatt bekannt gemacht (DzU. Poz. 293). 


�	Augenfällig ist die negative Berichterstattung der westlichen ausländischen Presse bis in die USA (New York Times und Wall Street Journal); neben der bekannten offiziellen Kritik aus der EU hat auch das US-Außenministerium seine Besorgnis über die Entwicklung Polens in rechtsstaatlicher Hinsicht geäußert, wie die polnische Presse meldete.


�	s. Faksimile des , wiedergegeben in Gazeta Wyborcza v. 7.4.2016


�	Dies gilt jedoch nur für die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Juni 2015 beim TK anhängig gewordenen Sachen, nachdem dieser auch die rückwirkende Anwendung der Besetzungsvorschriften nach Art. 2 Abs.1 des Änderungsgesetzes im Urteil vom 9. März 2016 für verfassungswidrig erklärt hat. Daher sind auf diese Sachen nach der Übergangsvorschrift des § 134 Nr. 1 weiterhin die Besetzungsvorschriften des Gesetzes von 1997 anzuwenden, die mit denjenigen des Gesetzes vom 25. Juni 2015 im wesentlichen identisch sind. 


�	Es kommt natürlich als Erfahrung hinzu, dass das Verfassungstribunal bereits in der ersten Regierungszeit von PiS von 2005 bis 2007 die damaligen Versuche zur Einschränkung der Freiheit der Medien für verfassungswidrig erklärt hat.       





�	wiedergegeben u.a. von Rzeczpopolita (www.rp.pl/Spor-o-Trybunal-Konstytucyjny/304269903-Sedziowi)


�	Regierungssprecher Bochenek a.a.O


�	Poln.: Tak naprawdę zebrał się zespół kolesi, ktorzy bronią status quo poprzedniej władzy“.


�	http://eur-lex.europa.eu/legal-content


�	In den Richtlinien der Kommission für den Verfahrensrahmen nach Art. 7 EUV wird ausdrücklich bestimmt (Nr.4.2 a.E.), dass sie sich „prinzipiell in geeigneten Fällen an den Europarat und/oder die Venedig-Kommission wenden und ihre Analyse in allen Fällen, in denen auch diese Institutionen befasst sind, mit ihnen abstimmen kann.“


�	s. Europäisches Parlament www. � HYPERLINK "http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room"��http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room�;  mit 513 zu 142 Stimmen bei 30 Enthaltungen


�	 Gesetz vom 7. Januar 1993 über die Familienplanung, den Schutz des ungeborenen Lebens und die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung (DzU. Nr. 17 poz.78)


	 


�	 In dem Aufruf heißt es u.a.: „… In der Frage des Schutzes des Lebens der Ungeborenen kann man nicht auf dem gegenwärtigen Kompromiss verharren, der im Gesetz vom 7. Januar 1993 seinen Ausdruck gefunden hat... Daher wenden wir uns im Jubiläumsjahr der 1050jährigen Christianisierung Polens an alle Menschen guten Willens, an Gläubige und Nichtgläubige, Tätigkeiten mit dem Ziel des uneingeschränkten Schutzes des Lebens Ungeborener zu unternehmen. Wir bitten Parlamentarier und Regierende, Gesetzesinitiativen zu ergreifen sowie Programme aufzustellen, die eine konkrete Hilfe für Eltern kranker, behinderter und durch Gewaltanwendung empfangener Kinder sicherstellen...“ 


	 


�	 Es gab bereits zahlreiche Demonstrationen und sonstige Manifestationen von Frauen, auch in den Kirchen selbst,  gegen das Totalverbot.


�	 Art. 118 Abs. 2 i.V.m. dem Gesetz vom 24. Juni 1999 über die Durchführung einer Gesetzesinitiative von Bürgern (DzU. Nr. 62 poz. 688)


�� HYPERLINK "http://www.ec.europa.eu/germany/news"��	www.ec.europa.eu/germany/news�;  „Kommissison übermittelt Polen ihre Bedenken zur Lage der Rechtsstaatlicheit“; vgl auch Gazeta Wyborcza -GW-  v. 3.6.2016 zu entsprechenden Meldgungen von Reuters


�	a.a.O. Stellungnahme der Kommission zur Rechtsstaaatlichkeit in Polen, und zum Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips: Fragen und Anworten 


�	Da Polen nicht mitstimmen darf, sind gegenwärtig 27 Länderchefs stimmberechtigt; man kan sicht leicht vorstellen, dass mehr als sechs Beitrittsländer und Großbritannien dagegen stimmen oder sich enthalten. 


�	w� HYPERLINK "http://Www.sejm.gov.pl/"��ww.sejm.gov.pl�; druk nr. 568


�	Auf der Internetseite des TK -www. ist ein ausführlicher „Vermerk des Büros des Verfassungstribunals zur Analyse des Abgeordenten-Gestzentwurfs eines Gesetzes über das Verfassungstribunal vom 29. April 2016 im Lichte der bisherigen Rechtsprechung des Verfassungstribunals“, verfasst von den juristischen Mitarbeiter des TK, veröffentlicht, verbunden mit dem Hinweis, dass dies nicht der Standpunkt der Richter des TK sei; diese Analyse ergibt natürlich, dass der Entwurf der bisherigen Rechtsprechung, namentlich dem Urteil vom 9.3. 2016, widerspricht. 


�	Monitor Polski 2016 poz. 466


�	Auf der Internetseite des TK -� HYPERLINK "http://www.trybunal.gov.pl/"��www.trybunal.gov.pl�-  werden unter Hinweis auf den sich aus dem Urteil vom 3 Dezember ergebenden Status erstere nach wie vor als Richter bezeichnet, „die auf ihre Vereidigung warten“, während letztere auf „die Aufnahme der Verpflichtungen eines Richters warten“.  


�	Diesen Namen sollte man sich merken, weil P. vermutlich der PiS.-Kandidat als Nachfolger Rzeplińskis für das Amt des Gerichtspräsidenten ist.  


�	so z.B. zum Urteil v. 25.5.2016; amtliche Sammlung -otk.trybunal.gov.pl/orzecze-  OTK ZU A/2016 Kp 5/15 poz.24


�	vgl. oben VI 1.2


�	vgl. oben VI 5


�	GW v. 2.5.2016 


�	GW v. 9.5.2016


�	der wohlgemerkt keinerlei Staatsamt innehat!


�	Komunikat z 6. maja 2016 r.; www.trybunał.gov.pl


�	 KOD wurde am 2. Dezember 2015 von 21 Personen in Warschau gegründet. Die Bürgerbewegung hat eine weitgehend informelle, auch regioanl gegliederte Organisationsstruktur und stützt sich auf eine Zehntausende zählende Anhängerschaft. Sie ist in Anlehnung an KOR, das Komitee zum Schutz der Arbeiter (Komitet Obrony Rabotników -gegründet von Jacek Kuroń), einer linken Säule der Solidarność-Bewegung, benannt.


�	In Warschau mit ca. 50 000 Teilnehmern


�	Ein schönes Beispiel konnte man auf der ersten Berliner KOD-Demonstraton am 9. 1.2016 sehen: Nachdem die Premierminsterin Szydło łffentlich die KOD-Anhänger als „Radfahrer und Vegetarier“ geschmäht hatte, war vor dem Rednerpult ein mit Gemüse geschmücktes Fahrrad abgestellt, und es wurde der Reim skandiert: „Pani Szydlo, PiS-Premierze, zacznij jeżdżić na rowerze” („Frau Szydło, PiS-Premierministerin, fang an Rad zu fahren!”) 


�	Interview mit GW v. 5.6.2016 und Bericht der GW vom Auftritt Kijowskis auf einer Veranstaltung der Ev. Akademie und der Hallstein-Stiftung in Berlin am 31.5.2016


�	PO- Stimmanteil Wahl 2015:24%; letzte Umfrageergebnisse: 16%


�	Nowoczesna- Stimmanteil Wahl 2015: 7,6 %; letzte Umfrageergebnisse: 14%


�	SLD- Stimmanteil Wahl 2015 im Wahlbündnis mit kleineren linken Parteien: 7,5% (keine Abgeordneten im Sejm, weil die für Wahlbündnussse geltende 8%-Hürde nicht überwunden wurde); letzte Umfrageergebnisse: unter 5% 


�	Razem- Stimmanteil Wahl 2015: 3,3 %; letzte Umfrageergebnisse: unter 5%


�	PiS- Stimmanteil Wahl 2015: 37,5%; letzte Umfrageergebnisse: 36 %


�	Die Gazeta Wyborcza (Wahlzeitung) wurde 1989 von Adam Michnik, noch heute Chefredakteur, als Wahlzeitung der Solidarność-Bewegung vor der ersten (halb-) freien Parlamentswahl gegründet. Sie kann m.E. nach  poltischer Grundausrichtung und journalistischer Qualität am ehesten mit der Süddeutschen Zeitung verglichen werden.


�	GW v. 4.6.2016






